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Hintergrund
Die Überschri ist etwas irreführend, denn
Kunstwerke, Baudenkmäler etc. haben mit Ge-
meinfreiheit ihren besonderen zivilrechtlichen
Status verloren und fallen unter die Sachen.
Manche Kulturgüter sind sehr teuer wie Dia-
manten oder einzigartig, andere bedürfen einer
speziellen P�ege wie Bonsaibäume oder dienen
der Identi�kation, Erbauung, historischen An-
schauung etc. Sie werden deshalb vom Recht
nicht stets gleich mit den anderen Sachen be-
handelt, sondern dürfen als Kulturgüter un-
ter Umständen erst nach einer Genehmigung
exportiert werden, während den Eigentümern
von Denkmälern die P�icht zum Erhalt des
Denkmals auferlegt werden kann.Demkönnen
Vorteile gegenüberstehen, etwa Zuschüsse des
Staates zurDenkmalp�ege. Die besonderen Re-
geln fallen aber außerhalb des Zivilrechts.
Über die zivilrechtlichen Aspekte der Ver-

breitung von Abbildungen fremder Sachen ver-

Das Kulturgut wird nach §  Abs.  Nr.  Kulturgut-
schutzgesetz de�niert als »jede bewegliche Sache oder
Sachgesamtheit von künstlerischem, geschichtlichem
oder archäologischem Wert oder aus anderen Berei-
chen des kulturellen Erbes, insbesondere von palä-
ontologischem, ethnographischem, numismatischem
oder wissenscha lichemWert.«
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handelt am . Oktober  der BGH den
Fall Stadt Mannheim wg. Verö�entlichungen
bei Wikimedia Commons (Az.: I ZR /).
Der Sachverhalt betri� die Verö�entlichung
von diversen Ablichtungen von gemeinfreien
im Museum ausgestellte Bildern und anderen
Kunstwerken auf derWebsiteWikimedia Com-
mons. Die Revision betri� ein Urteil des OLG
Stuttgart gegen einen Fotografen und damit
Wikimedia nurmittelbar. In demRevisionsver-
fahren sind zwei zu unterscheidende Sachver-
halte zu beurteilen, nämlich

. Reproduktionsfotogra�en, die das Muse-
um  durch einenMitarbeiter hat foto-
gra�eren lassen und die in einer Publikati-
on (o�enbar des Museums) verö�entlicht
wurden;

. Fotogra�en, die der beklagte Fotograf
bei einem Museumsbesuch im Jahr 
selbst angefertigt undWikimedia zur Ver-
fügung gestellt hat.

In beiden Varianten wurden die Bilder vonWi-
kimedia im Internet verö�entlicht.
Der . Senat – dessen Zuständigkeit sachlich

näher an den Problemen liegt als die des für
Grundstücksrecht zuständigen . Senats – hat
hat in dem Museum-Fall die Möglichkeit, die
nicht überzeugende Sanssouci-Rechtsprechung
zu beenden. Der BGH kann die Revision

Reiss-Engelhorn Museum als Eigenbetrieb der Stadt
Mannheim, nachfolgend kurzMuseum.

Ausführlicher Sachverhalt:

• LG Berlin, Urteil vom . Mai  (  /)

• OLG Stuttgart - Urteil vom .Mai  (Az. U
/)

In dem Verfügungsverfahren LG Berlin war Wikime-
dia Deutschland e.V. Beklagte, während das Verfahren
OLG Stuttgart sich gegen den Fotografen richtet, der
die Bilder auf Wikimedia gespeichert hat.

Eine Entscheidung des Großen Senats wäre angesichts
der inkonsistenten Urteile des . Senats zur Klarstel-
lung sinnvoll.

auch zurückweisen, ohne die eigentumsrecht-
liche Frage zu klären, wenn der Anspruch des
Museums sich bereits aus demVertragmit dem
Fotografen ergibt. Der Vertragsinhalt scheint
in dieser Hinsicht auf ein Piktogramm mit ei-
ner durchgestrichenen Kamera beschränkt zu
sein. Der BGH kann schließlich mit einer
spitz�ndigen Begründung etwa zu dem vom
. Senat geforderten vom Anblick ausschließen
oder derAbsatzerschwerung eine Entscheidung
vermeiden.

Für Wikimedia und die große Zahl an Nut-
zern wäre es ein schwerer Schlag sein, wenn
nur noch Vorlagen aus vergleichsweise alten
Katalogen (die Dauer des exklusiven Rechts an

Eindeutig dür e sein, dass Fotogra�eren nicht erlaubt
ist, was aber nicht der Gegenstand der Revision ist.
Es geht darum, ob sich aus dem Zeichen ableiten
lässt, dass entgegen dem Verbot aufgenommene Bil-
der nicht verbreitet werden dürfen und wenn ja, wie
das Zeichen zu verstehen ist. Hier sind verschiedene
Varianten denkbar, beispielsweise

• ob ein Journalist, der auf Hygienemängel im
Museum aufmerksam machen will, das Bild ei-
ner verdreckten Toilette aufnehmen und in der
Zeitung abbilden darf;

• ob ein Besucher ein Bild von sich mit einem
Rubensgemälde im Hintergrund ö�entlich zu-
gänglich machen oder mit einem Nachrichten-
dienst an seine Bekannten weiterleiten darf;

• ob ein Bild eines einzelnen Gemäldes verbreitet
werden darf;

• etc.

Der BGH überprü die Auslegung einer Willenser-
klärung nur beschränkt dahingehend, ob die gesetzli-
chen Auslegungsregeln, die anerkannten Auslegungs-
grundsätze, die Denkgesetze und die Erfahrungssätze
beachtet und ob und die der Auslegung zugrunde lie-
genden Tatsachen ohne Verfahrensfehler festgestellt
wurden, st. Rspr., vgl. etwa BGHZ , , . Es lie-
gen allerdings allgemeine Geschä sbedingungen vor,
und die Wirksamkeit der AGB ist eine Rechtsfrage.
In diesem Rahmen muss z. B. geprü werden, ob das
Verbot von wesentlichen Grundgedanken der gesetz-
lichen Regelung abweicht, so dass der Prüfungsrah-
men des BGH nicht so begrenzt ist. Dies wird hier
nicht weiter erörtert.

Siehe Abschnitt .. und Abschnitt ...
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Lichtbildern beträgt derzeit  Jahre) genutzt
werden können.Allerdings kanndasUrteil eine
weit darüber hinausreichende Wirkung haben,
weil nicht nur Kunstwerke und nicht nurWiki-
media betro�en sind.Würde der BGH den An-
spruch aus Eigentum (§§ ,  BGB) als ge-
rechtfertigt ansehen, wäre das Urteil für Wiki-
media zwar nicht bindend, aber die Frage da-
mit praktisch für Wikimedia und für zahllose
Fotografen, Journalisten und andere Personen,
die Abbilder von fremden Sachen verö�entli-
chen, verbreiten oder ö�entlich zugänglichma-
chen (praktisch alle auf den diversen Plattfor-
men verbreitete Aufnahmen von fremdem Ei-
gentum) entschieden.

1 Reproduktionsfotografien

1.1 Gegenstand des Verfahrens
Bei den Reproduktionsfotogra�en handelt es
sich um Lichtbilder, die ein Mitarbeiter der
Stadt Mannheim, deren »Hausfotograf«, ange-
fertigt hat und die in einem Katalog abgebildet
wurden. Jemand hat diesen Katalog erworben
und die Bilder eingescannt; die Scans wurden
auf Wikimedia hochgeladen.
Ein Anspruch auf Unterlassung der Zugäng-

Bei den Tonaufnahmen kann man erkennen, dass die
Bemühungen für eine Verlängerung der Dauer des
Rechts zunehmen, wenn bedeutende Umsatzträger
wegfallen können.Mit der Richtlinie //EUwur-
den die Rechte der Tonträgerhersteller von  auf 
Jahre verlängert, dies zu einemZeitpunkt, als Aufnah-
men aus den Anfangsjahren der Beatles andernfalls
nicht mehr vom Leistungsschutzrecht für Tonträger-
hersteller erfasst wären.

Bei einer Entscheidung auf rein vertraglicher Grund-
lage wäre Wikimedia aus dem Urteil des OLG Stutt-
gart nicht zur Löschung verp�ichtet, jedoch aus Urteil
des LG Berlin, das aber als Verfügungsverfahren nicht
endgültig ist.

Ob das BVerfG korrigierend eingreifen kann, ist ei-
ne andere Frage. Die Verfassungsbeschwerde zur
Sanssouci-Entscheidung  wurde jedenfalls nicht
angenommen (BVerfG, .. -  BvR /).

lichmachung (z.B. im Internet anzeigen) ergibt
sich in solchen Fällen in der Regel aus §§ 
Abs. ,  Abs.  Satz  Nr. , Abs. , a, 
UrhG. Einfache Fotogra�en sind als Lichtbilder
im Sinne des §  UrhG anzusehen.

Die Lichtbilder bestimmen die Reichweite
der urheberrechtlichen Verbotsrechte des so-
genannten Lichtbildschutzes. Lichtbilder, Wer-
ke etc. im Sinne des Urheberrechts werden
vom Urheberrecht im eigentlichen Wortsin-
ne nicht geschützt, obwohl §  UrhG von den
»geschützten Werken« spricht. Die Lichtbilder
sind nach einer Verletzung des urheberrechtli-
chen »Schutzes« weiterhin unversehrt vorhan-
den. Man kann sie durch bloßes Vervielfältigen
oder Zugänglichmachennicht nachteilig beein-
trächtigen. Eine Beschädigung würde zudem

Sofern die Fotogra�en besondere schöpferische Merk-
male aufweisen, sind sie nicht nur als Lichtbilder
durch ein Leistungsschutzrecht erfasste Produkte an-
zusehen, sondern gelten als Werke im Sinne des Ur-
heberrechts. Ein Unterschied ergibt sich daraus, dass
man einWerk nicht nur nicht kopieren, sondern auch
nur begrenzt nachahmen darf, währendman dasMo-
tiv eines bloßen Lichtbilds identisch fotogra�eren und
die eigenen Aufnahmen unbegrenzt verbreiten darf
(es sei denn, das Motiv selbst fällt unter das Urhe-
berrecht). Man darf also ein Lichtbild der Dresdener
Hofkirche nicht weiter verbreiten, aber selbst die Hof-
kirche fotogra�eren und diese Aufnahmen verbreiten.
Wenn das Motiv selbst unter das Urheberrecht fällt,
also etwa ein Bild von Baselitz, wäre die Zustimmung
des Inhabers der Urheberrechte an dem Baselitzge-
mälde notwendig.
Die alte BGH Rechtsprechung (BGH GRUR ,

,  -- skai cubana) aus den sog. analogen Zei-
ten, nach der der Lichtbildschutz sich auf die konkre-
te Aufnahme als körperlicher Gegenstand (deren Ver-
vielfältigung ist einemDritten untersagt) beschränke,
wird auf digitale Aufnahmen erweitert.
Über den Sinn des Lichtbildschutzes für die heut-

zutage milliardenfach mit Telefonen angefertigten
Aufnahmen und deren Nutzung im Internet kann
man streiten. Eine Begrenzung auf Persönlichkeits-
und Datenschutz dür e für nahezu alle Fälle vollstän-
dig ausreichend.

Bei Rechten geht es nicht um den Schutz der Objekte,
sondern um die Inhaber des Rechts. Das Sacheigen-
tum dient den Eigentümer von Sachen, das Grund-
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nicht in den Bereich des Urheberrechts fallen,
sondern unter die allgemeinen Regeln des Zi-
vilrechts als Sachschaden. Das urheberrechtli-
che Recht ist im Kern ein Verbot von Hand-
lungen wie das Vervielfältigen, Verbreiten oder
Zugänglichmachen (bzw. das unterlassene Lö-
schen).

Wenn das Museum eventuelle Rechte an
den Bildern von demHausfotografen erworben
hat, geht es – soweit ersichtlich – nur um die
Frage, ob bei der Reproduktionsfotogra�e zu-
mindest ein Lichtbild im Sinne von §  UrhG
vorliegt.
In diesem Rahmen tri� man auf Besonder-

heiten, die von der Rechtsprechung nach dem
Zweck der Vorschri behandelt werden:

• Die Fotogra�n macht eine Aufnahme von
dem Gemälde – vermutlich mit dem Ziel:
möglichst originalgetreu. Die Aufnahme
war zunächst auf dem »Film« (in der Re-
gel als Negativ) gebannt, der im Entwick-
lungslabor entwickelt wurde.

• Von dem entwickelten Film wurden Re-

eigentum den Grundeigentümern, das Urheberrecht
dem Inhaber der Verwertungsrechte etc. Der bedeut-
same Unterschied liegt darin, dass bei einer Verlet-
zung des Sacheigentums o die Sache beschädigt oder
demEigentümer nicht so zurVerfügung steht wie dies
ohne die Verletzung der Fall wäre (KFZ-Unfall oder
Diebstahl), während bei Immaterialgüterrechten der
Inhaber des Rechts keine Nachteile im Hinblick auf
das Objekt erleidet, sondern unter Umständen nied-
rigere Einnahmen erzielt.

Nachfolgend wird nur der Begri� Verbreiten genutzt,
weil es auf die unterschiedlichen Handlungsformen
nicht ankommt.

Nach §  UrhG steht das Recht grundsätzlich dem
Angestellten zu. Wenn er jedoch im Au rag seines
Arbeitgebers fotogra�ert hat, gehen die Verwertungs-
rechte nach dem Dienstvertrag (oder einer ergänzen-
den Auslegung des Vertrages) regelmäßig auf den Ar-
beitgeber über. Bei einemHausfotografen spricht alles
dafür, dass die Rechte an im Rahmen des Dienstver-
hältnisses angefertigten Aufnahmen auf den Arbeit-
geber übergegangen sind. Dies soll hier nicht in Frage
gestellt werden.

produktionen mit einer der Fotogra�e
ähnlichen Technik angefertigt: BeimVier-
farbendruck wird die Vorlage (Negativ,
Dia-Positiv oder Daten) unter Nutzung
von Farb�ltern auf vier getrennte Filme
belichtet, die dann für die Druckplatten
genutzt werden.

Für den gescannten Katalog (also Grundlage
der Bilder bei Wikimedia) wurden damit die
Filme der Vierfarben-Druckvorstufe genutzt,
nicht der von der Fotogra�n belichtete Film.
Dabei bestehen sowohl bei der Entwicklung
des Negatives wie auch bei der weiteren Ver-
arbeitung bis zum endgültigen Druck Ein�uss-
möglichkeiten auf das Endergebnis (von Kor-
rekturen der Belichtung bei der Entwicklung
des Films bis hin zum verwendeten Druckpa-
pier). Diese für den Druck technisch notwen-
digen Vorgänge dür en nach dem BGH, den
das OLG Stuttgart wiedergibt, urheberrechtlich
ohne Bedeutung sein, solange keine »Verfrem-
dung« des Ausgangsmaterials bezweckt ist:

Ein bloßer technischer Reproduk-
tionsvorgang begründet noch kei-
nen eigenständigen Lichtbildschutz
für die Reproduktion. Auch beim
Lichtbild kann nicht auf einMindest-
maß an – zwar nicht schöpferischer,
aber doch – geistiger Leistung ver-
zichtet werden, der Lichtbildschutz
erfordert, dass das Lichtbild als sol-
ches originär, also als Urbild geschaf-
fen worden ist.

Der beklagte Fotograf beru sich darauf, dass
es bei der Abbildung des Gemäldes im Katalog
um eine Wiedergabe in möglichst identischer
unveränderter Form gehe. Die Argumentation
zeigt die Nähe der Reproduktionsfotogra�e zu

Wenn man die verschnörkelte Rechtsprechung des
EuGH zum Urheberrecht betrachtet, können diese
technischen Feinheiten von Belang sein.

BGH GRUR , ,  – Bibelreproduktion.





dem technischen Vorgang beim mechanischen
Scannen vonBüchern, oder zu dem,was bei der
professionellen Entwicklung eines Films oder
der Einrichtung der Druckvorstufe zur Wie-
dergabe in möglichst identischer unveränderter
Form passiert.

Das scheint – grob umrissen und nach der
Pressemitteilung des BGH – der Gegenstand
des ersten Teils zu sein. Möglicherweise wird
der BGH wie schon das OLG Stuttgart sich
von folgender Überlegung leiten lassen: Wenn
schon Millionen Schnapsschüsse das Verbots-
recht begründen, muss das für eine Fotogra-
�e, bei der nicht nur der Auslöser gedruckt
wurde, sondern Fachkenntnisse und vermut-
lich Stativ und Beleuchtung genutzt wurden,
erst Recht gelten. Eine gute Reproduktionsfo-
togra�e stellt ohne Frage höhere Anforderun-
gen an den Fotografen. Dass die Umstände des
Einzelfalls, also der später nicht mehr erkenn-
bare Aufwand bei der Anfertigung der Fotogra-
�e, maßgeblich sein soll, mag einleuchtend er-
scheinen. Nur wären dann die Schnapsschüs-
se mangels erkennbaren Aufwands vermutlich
nicht mehr unter den Begri� Lichtbild subsu-
mierbar, eingescannte Bücher hingegen schon.

1.2 Vorschlag
Der BGH kann auch die Entscheidung des
AG Nürnberg berücksichtigen. Der gesetzli-
che Wertung der Gemeinfreiheit, Kulturgüter
dürfen der Ö�entlichkeit nach Ablauf der Frist

Historisch kann man wohl keine Begrenzung auf das
Fotogra�eren im eigentlichen Sinnemehr begründen.
Das Gesetz, betre�end den Schutz der Photographieen
gegen unbefugte Nachbildung vom . Januar  be-
traf nur Fotogra�en, setzte keine schöpferische Leis-
tung voraus, und gewährte ein fün�ähriges Verbots-
recht. DasGesetz, betre�end das Urheberrecht anWer-
ken der bildenden Künste und der Photographie vom
. Januar  erweiterte jedoch die Reichweite des
Verbots auch auf »solche Werke, welche durch ein
der Photographie ähnlichesVerfahren hergestellt wer-
den«.

Urt. v. .. -  C /

nicht vorenthalten werden, um mit diesen Ein-
nahmen zu erzielen, ist der Vorrang einzuräu-
men:

Im konkreten Einzelfall ist aber auf-
grund einer teleologischen Redukti-
on der Schutzgegenstand zu vernei-
nen. Dabei ist zu berücksichtigen,
dass die Klägerin, in deren Besitz
sich das hier abfotogra�erte Gemäl-
de be�ndet, das alleinige Entschei-
dungsrecht darüber hat, wer dieses
Gemälde ablichtet bzw. fotogra�ert.
Insoweit ergibt sich aus dem von
der Klägerin vorgelegten Anlagen,
namentlich den Entscheidungen des
Landgerichts Berlin bzw. Amtsge-
richts Charlottenburg, dass die Klä-
gerin grundsätzlich die Anfertigung
von Fotogra�en innerhalb ihrer Mu-
seen untersagt. Soweit ein Kunstin-
teressent Ablichtungen eines Gemäl-
des aus dem Bestand der Klägerin
verwenden möchte, ist er zwangs-
läu�g auf die eigens von der Kläge-
rin bzw. deren Fotografen gefertig-
ten Lichtbilder angewiesen und in-
soweit verp�ichtet, die Nutzung die-
ser Lichtbilder entsprechend der Ho-
norartabelle der Klägerin im Wege
der Lizenzierung zu vergüten. Ob-
wohl es sich bei dem abfotogra�erten
Gemälde um ein gemeinfreies Werk
handelt, ist es dabei letztlich dem
betrachtenden Publikum nicht mög-
lich, trotz der Wertungen der Ge-
meinfreiheit das genannte Gemälde
im Wege von Fotogra�en zu nut-
zen bzw. zu eigenen Zwecken unent-
geltlichwiederzugeben. ImEnde�ekt
werden damit dieWertungen derGe-
meinfreiheit nach Ablauf der Schutz-
frist von  Jahren umgangen. In-
dem die Klägerin durch eigene Fo-





tografen eigene Lichtbilder fertigen
lässt, begründet sie letztlich ein neu-
es Schutzrecht mit einer Schutzdau-
er von weiteren bzw. neuen  Jahren
gemäß §  Abs.  UrhG. Zur Über-
zeugung des Gerichts werden damit
die Wertungen der Gemeinfreiheit
umgangen.

Das AG Nürnberg be�ndet sich in bester Ge-
sellscha mit Kant. Die Ö�entlichkeit hat
einen Anspruch auf Zugang zu dem Werk, so-
lange der Urheber keine anderweitige Rege-
lung getro�en hat. Kant sprach dem Eigentü-
mer eines Manuskripts das Recht ab, das Werk
des Autors als sein Eigentum zu unterdrücken.
Das Publikum könne vom Verleger verlangen,
dass er dasManuskript druckt oder heraus gibt,
denn der Eigentümer des Originals »besitzt die
Handschri nur unter der Bedingung, sie zu ei-
nem Geschä e des Autors mit dem Publicum zu
gebrauchen.«
Dies ist zu ergänzen: Mit Ablauf des Ur-

heberrechts bleibt die Verp�ichtung gegen-
über der Ö�entlichkeit bestehen. Wenn die
Gesellscha für urheberrechtliche Werke ein
vom Allgemeinen abweichendes Sonderrecht
gescha�enhat,muss dieGesellscha imGegen-
zug nach Ablauf des Sonderrechts einen ange-
messenen Zugang zu den Werken haben, der
nicht durch einen Rekurs auf das Eigentum
umgangen werden kann (vor allem nicht bei
mit ö�entlichenMitteln angescha�enOrigina-
len).
Das entspricht einem Grundgedanken des

Patentrechts:Wer ein Patent erhalten will, muss
seine Er�ndung in der Patentschri o�enlegen.
Diese wird verö�entlicht, so dass andere die Er-
�ndung studieren und nach Ablauf des Patents
frei nützen können. Wer seine Er�ndung ge-
heim hält, bekommt kein Patent zugesprochen.

Von der Unrechtmäßigkeit des Büchernachdrucks,
Kants Werke. Band VIII. Abhandlungen nach 
(AA) S.  f.

Einemetwaigen argumentume contrario – dass
das Urheberrecht im Gegensatz zum Patent-
recht keine entsprechende Regelung enthält –
kann man entgegenhalten, dass die Regelungs-
bedür igkeit dieserKonstellationnicht erkannt
wurde, weil diemöglichen subjektiven Ansprü-
che aus dem Urheberrecht einen Zugang zu ei-
nem Original oder einem wie auch immer ge-
arteten Werkexemplar und eine weitere Hand-
lung voraussetzen, während das bloße sinnliche
WahrnehmendurchDritte sich nurmittelbar in
der Entscheidungsbefugnis des Urhebers spie-
gelt, ob und wie dasWerk zu verö�entlichen ist
(§  Abs.  UrhG). Nach der Verö�entlichung
fällt das Sehen eines Gemäldes, das Lesen eines
Textes etc. nicht mehr in die Entscheidungsbe-
fugnis des Rechtsinhabers (ohne dass es auf Er-
schöpfung des Rechts ankommt); er hat keine
besondere urheberrechtlicheBefugnismehr, an-
dere von dem Anblick der Sache auszuschließen
(was in Abschnitt  behandelt wird). Da die Ra-
tio im Patent- oder Urheberrecht wurzelt, be-
steht kein Anlass, sie auf andere Gegenstände
auszuweiten.
Bei Gemälden oder anderen schönen Sachen

verlieren die Originale durch eine weite Ver-
breitung von Kopien nicht an Wert, meistens
ist das Gegenteil der Fall. Mir ist jedenfalls
nicht bekannt, dass der Marktpreis der Origi-
nale etwa von van Gogh gesunken ist, als die
Bilder gemeinfrei wurden, oder dass Schloss
Neuschwanstein weniger Besucher anzieht, nur
weil vermutlich die Häl e der Bewohner der
reicheren Staaten schon Abbilder davon gese-
hen hat. Die Möglichkeit, über den sowieso in
aller Regel erheblichen Sachwert hinaus den Ei-
gentümern zusätzliche Einnahmen durch eine
Art Leistungsschutzrecht Sachenschutz zukom-
men zu lassen, ist weder rechtlich noch ökono-
misch geboten.

Das bloße sinnliche Wahrnehmen und das Anferti-
gen von privaten Kopien von unverö�entlichtenWer-
ken ist noch keine Verö�entlichung, BGH, Urt. v.
.. - I ZR /.
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Es ist in dem unter Abschnitt . dargestell-
ten Sachverhalt auch nicht zwingend erforder-
lich, dass man den Anwendungsbereich von §
 UrhG teleologisch einschränkt (wogegen m.
E. nichts sprechen würde), weil man die Unter-
lassungsforderung eines Eigentümer der Sache
auch als Rechtsmissbrauch zurückweisen kann.
Dies dür e bei dem Museum (oder der Stif-
tung, s.u.) ausreichen, so dass die Frage, wie §
 UrhG Reproduktionsfotogra�en behandelt,
o�en bleiben kann: Aus der Verbindung von
besonderen Umstände, die das Museum selbst
herbeigeführt hat (dem Aufnahmeverbot mit
dem Angebot, Abbilder gegen Entgelt zuzulas-
sen), ist die Geltendmachung von formal beste-
henden Unterlassungsansprüchen rechtsmiss-
bräuchlich (Begründung z. B. wie AG Nürn-
berg).
Dies setzt allerdings voraus, dass der

Sanssouci-Rechtsprechung nicht gefolgt wird.

2 Ungenehmigte Fotografien
fremder Sachen

2.1 Hintergrund
Der Sachverhalt bei den von einem Dritten im
Museum fotogra�ertenGemälden (etc.) ist teil-
weise gleich, in der Hauptsache allerdings an-
ders zu beurteilen. Zunächst:

• Das fotogra�erte Gemälde gehört dem
Museum. Es ist zivilrechtlich an sich nicht
anders zu behandeln als etwa Baudenk-
mäler oder zer�edderteHühner. Für beide
gelten die gleichen gesetzlichen Normen.

• Der Fotograf hat an seiner Aufnahme von
dem Gemälde im Museum genauso (oder
genauso wenig) wie der Museumsfotograf
ein Leistungsschutzrecht an seiner Foto-
gra�e erworben, und zwar unabhängig
von der Frage, ob er berechtigt war, die

Bilder aufzunehmen oder nicht. Inhaber
dieses Rechts ist nicht der Eigentümer der
Sache, die abgebildet wurde (auch wenn
die Rechtsprechung des BGH dem Foto-
grafen das Recht praktisch entzieht).

• Ferner hat der Fotograf eine allgemeine
Geschä sbedingung des Museums nicht
beachtet (Fotogra�eren verboten).

Dieses unter diesen Umständen angefertigte
Bild soll der beklagte Fotograf ebenfalls nicht
(über Wikimedia) ö�entlich zugänglich ma-
chen dürfen. Ein entsprechendes Verbotsrecht
soll dem Museum zustehen. Hinsichtlich der
selbst erstellten Fotogra�en ergebe sich der Un-
terlassungsanspruch aus dem Eigentums- und
Hausrecht (§  Abs.  Satz  BGB, §  S.
 BGB):

• Das Eigentum an beweglichen Sachen

wie den vorliegenden Kunstwerken werde
bereits dann verletzt, wenn sie fotogra�ert
werden.

• Außerdem bestehe ein vertraglicher Un-
terlassungsanspruch. Denn die Partei-
en hätten einen Besichtigungsvertrag ge-
schlossen, der die Anfertigung von Foto-
gra�en untersage; woraus sich dann auch

§  Abs.  UrhG, s. Abschnitt ..
Der in diesem Zusammenhang (Immaterialgüterrecht)
unpassende Begri� der Enteignung soll nicht genutzt
werden, auch wenn dies rein rechtlich betrachtet
möglich wäre.

Die Nennung des Hausrechts – auch ein Recht des Be-
sitzers - als ein weiteres Beispiel ist sinnvoll, weil nicht
nur der Eigentümer eines Grundstücks, sondern auch
der Pächter,Mieter oder z. B. derOrganisator vonVer-
anstaltungen in der Lage sein muss, Regeln für die
Nutzung oder Teilnahme aufzustellen.

Dass es sich um urheberrechtlich gemeinfreie Sachen
handelt, worauf das OLG Stuttgart ohne Notwendig-
keit hinweist, ist gleichgültig, weil die Eigentümer-
befugnisse nach den Urteilen des BGH (Sanssouci;
s.u.) nur imVerhältnis zum Inhaber derUrheberrech-
te eingeschränkt werden.
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der Unterlassungsanspruch (gegen eine
ö�entliche Zugänglichmachung) ergebe.

Der Fall ist nicht nur deshalb problematisch,
weil auf diesemWege die Gemeinfreiheit eines
Werkes in Frage gestellt wird, sondern weil sich
rechtliche Distrikte überschneiden, bei denen
Interferenzen nicht einfach zu verkra en sind.
Die Rechtsprechung beruht imKern auf folgen-
den zwei Urteilen des BGH. Die Urteile  und 
werden zur weiteren Illustration herangezogen:

. BGH Schloss Tegel, Urt. v. .., I ZR
/

. BGH Schloss Sanssouci, Urteile v.
.. sowie Urt. v. .., V ZR
/

. KG Berlin, Urt. v. .., Az.  U
/,

. BGH Bio-Hühner-Betrieb, Urt. v.
..

In allen vier Fällen war der Sachverhalt weit-
gehend identisch. Es ging darum, dass jemand
von dem Grundstück aus Aufnahmen (Film
oder Bild) angefertigt hat, dies ohne Zustim-
mung (bzw. unter Bedingungen, gegen die ver-
stoßen wurde) des Eigentümers. In allen Fällen
sollte ein Verbot der Verbreitung der Aufnah-
men (auch gegen Dritte) durchgesetzt werden.
Das Fotogra�eren oder Filmen hat keine

physikalisch beeinträchtigende Einwirkung auf
das Bauwerk oder eine andere Sache, denn ei-
ne Kamera fängt nur Lichtwillen auf, die mit
oder ohne Kamera re�ektiert werden. Eine Ka-
mera verhält sich zu demGebäude oder der Sa-
che nicht anderes als das Auge eines Betrach-
ters, das den sinnlich wahrnehmbaren Schein
des Gebäudes oder einer Sache empfängt. Im

BGH, Urteile vom .. - V ZR /, V ZR /,
V ZR /.

Wenn mit Scheinwerfern oder Blitzlicht gearbeitet
wird, kann das anders sein, weil elektromagnetische

einen Fall werden die Lichtwellen vomAuge re-
zipiert, im andern Fall von dem Film oder ei-
nem lichtemp�ndlichen Sensor, die das Abbild
speichern.

2.1.1 Schloss Tegel

In der Entscheidung zu Aufnahmen von dem
Schloss Tegel hat der BGH die Frage, welche
Befugnisse gegenüber Dritten sich im Hinblick
auf die Verbreitung von Aufnahmen einer Sa-
che oder eines Grundstücks ergeben aus dem
Eigentum, praktisch o�en gelassen:

Dem kann nicht (. . . ) entgegengehal-
ten werden, das Fotogra�eren sei kei-
ne beeinträchtigende Einwirkung auf
das Bauwerk im Sinne der §§ ,
 BGB. Selbst wenn das richtig
wäre — der BGH hat diese Frage bis-
her o�en gelassen (BGHZ , ,
 — Apfelmadonna) — wäre das
für die Entscheidung des Streitfalls
unerheblich. Denn Gegenstand des
Rechtsstreits ist nach dem Klagean-
trag nicht das Verbot, das Schloß zu
fotogra�eren, sondern fotogra�sche
Aufnahmen als Ansichtspostkarten
oder in Bildkalendern zu verö�entli-
chen und zu vertreiben, mithin sol-
che Aufnahmen gewerblich zu ver-
werten.

Die gewerbliche Nutzung des Ei-
gentums steht unbeschadet der sich
aus der Rechtsordnung ergebenden
Sozialbindung des Eigentums im

Wellen Substanzschäden an den Farben, dem Papier
etc. verursachen können. Die Filmbelichtung beruht
darauf, dass das auf den Film fallende Licht Verän-
derungen an dem lichtemp�ndlichen Film hervor-
ru . Genauso können – je nach Material – auch die
Ausstellungsstücke unter der künstlichen Beleuch-
tung leiden; teilweise werden emp�ndliche Objekte in
Ausstellungen auch vor indirektem oder gedämp en
Tageslicht geschützt.
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Grundsatz dem Eigentümer zu.
Läßt sich die Ansicht eines Ge-
bäudes durch den Vertrieb von
Ansichtskarten usw. gewerblich
auswerten, so liegt es nahe, das Recht
solcher Nutzung dem Eigentümer
vorzubehalten, der es errichtet hat
oder unterhält. Ob dies allgemein
zu gelten hat, bedarf hier keiner
Entscheidung, mag auch durchaus
zweifelha sein, da nach §  UrhG
die Verbreitung — auch die entgelt-
liche — der Lichtbilder sogar von
unter Urheberschutz stehenden Ge-
bäuden zulässig ist, die sich bleibend
an ö�entlichen Wegen, Straßen oder
Plätzen be�nden.

Der BGH führt aus, dass es nicht um die durch
das Eigentum abgrenzte Substanz ginge, son-
dern um das gewerbliche Verwerten von Auf-
nahmen. Lässt sich die Ansicht eines Gebäudes
durch denVertrieb vonAnsichtskarten usw. ge-
werblich auswerten, läge es nahe, dass diese
Nutzung dem Eigentümer vorbehalten sei. Da
Ansichtskarten etwas von dem Gebäude Ver-
schiedenes sind, handelt es sich auf den ersten
Blick um eine Art Wettbewerbsverbot. Inhalt,
Reichweite und dogmatische Einordnung der
Entscheidung sind folglich schwammig.

• Ergibt sich das Verbot unmittelbar aus
dem Eigentum oder aus der Möglichkeit,
dass jemand sein Eigentum gewerblich
nutzen kann? Ein anderer rechtlich rele-
vanter Anknüpfungspunkt als das Eigen-
tum ist nicht erkennbar.

• Gilt das Verbot nur dann, wenn sich
das Grundeigentum durch den Vertrieb
von Abbildungen des Grundeigentums
gewerblich nutzen lässt und wenn ja, nach
welchen Kriterien wird das bestimmt?

• Oder soll jede Art der Beeinträchtigung
durch Wettbewerb untersagt werden kön-

nen, also wenn etwa der eine sein Eigen-
tum zum Verkauf von auf dem Grund-
stück angebautem Gemüse nutzt und in
unmittelbarer Nähe eine weiterer Gemü-
sestand ö�net?

Im BGB sind keine Sonderregeln für Sachen
vorhanden, bei denen Abbildungen sich ge-
werblich verwerten lassen. Das BGB kennt kein
interessantes, pittoreskes, schönes, malerisches
oder nach sonstigen optischen Gesichtspunk-
ten besonderes Eigentum. Es kommt deshalb
in Betracht, dass der BGH sich im Gesetz ver-
irrt hat und nicht das BGB, sondern bspw.
das UWG anwenden wollte. Das UWG kennt
dasVerbot derAusnutzung fremder Leistungen
oder Betriebsmittel (auch als »Schmarotzen«
bezeichnet). Man hätte dann zu klären, etwa
entsprechend demHartplatzhelden-Urteil, in
dem es um Filmaufnahmen von Fußballspie-
len ging, inwieweit Folgendes auch eigentums-
rechtlich gilt:

Es ist weder wettbewerbsrechtlich
noch zum Schutz des Rechts am ein-
gerichteten und ausgeübten Gewer-
bebetrieb geboten, denjenigen, der
eine Leistung erbringt, grundsätz-
lich auch an allen späteren Auswer-
tungsarten seiner Leistung zu beteili-
gen. Dazu kann nur Anlass bestehen,
wenn die betre�ende Leistung Drit-
ten ohne weiteres zugänglich ist und
sich durch die diesen dadurch gege-
bene Möglichkeit der ungehinderten
Ausbeutung die wirtscha liche Posi-
tion des Leistenden verschlechtert.

Ob man dieser Entscheidung im Ergebnis zu-
stimmt oder nicht, ist hier belanglos. Jedenfalls

BGH, Urt. vom .. – I ZR /.
Der BGHmusste diese Frage nicht klären, weil der kla-

gende Württembergische Fußballverband e.V. als re-
gionaler Spitzenverband nicht Eigentümer der einzel-
nen Sportplätze ist.
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hat der . Zivilsenat den Streit vom richtigen
Ansatzpunkt aus entschieden. Voraussetzung
für ein Verbot wäre nicht das beeinträchtig-
te Eigentum, sondern zumindest die Möglich-
keit des Wettbewerbs (oder eine andere Form
der Verschlechterung der wirtscha lichen Po-
sition des Eigentümers), wenn es um das Ver-
bot des Vertriebs von Ansichtskarten mit ähn-
lichen Motiven geht. Dies allein sollte aber in
einer Marktwirtscha nie ausreichendes Kri-
terium sein, weil jeder Wettbewerber potenti-
ell die wirtscha liche Position derMitbewerber
verschlechtert und dies erwünscht ist (dement-
sprechend fordert das UWG zusätzlich ein Un-
werturteil).

Ganz anders hat allerdings zwei Monate spä-
ter der . Zivilsenat entschieden, der an das Ei-
gentum angeknüp hat.

2.1.2 Schloss Sanssouci

In diesen drei Fällen hat der BGH am . .
 entschieden, dass die Sti ung Preußische
Schlösser und Gärten die ungenehmigte Her-
stellung und Verwertung von Foto- und Film-
In der Fassung aus dem Jahr  war dies der Verstoß

gegen die guten Sitten, nach UWG  §§ ,  Nr. 
UWG unlautere Wettbewerbshandlungen, die geeig-
net sind, den Wettbewerb zum Nachteil der Mitbe-
werber, derVerbraucher oder der sonstigenMarktteil-
nehmer nicht unerheblich zu verfälschen, und nach
geltenden UWG der §  Nr.  c) UWG.

Die Sti ung hat die Aufgabe, die ihr übergebenen Kul-
turgüter zu bewahren, unter Berücksichtigung histo-
rischer, kunst- und gartenhistorischer und denkmal-
p�egerischer Belange zu p�egen, ihr Inventar zu er-
gänzen, der Ö�entlichkeit zugänglich zu machen, die
Auswertung dieses Kulturbesitzes für die Interessen
der Allgemeinheit, insbesondere inWissenscha und
Bildung, zu ermöglichen und auch die wissenscha -
liche und publizistische Aufarbeitung undDokumen-
tation des Kulturdenkmalbestandes sowie die Ö�ent-
lichkeitsarbeit. Die Sti ung gibt diverse Informations-
broschüren, ein Jahrbuch und das aktuelle Jahrespro-
gramm heraus. Sie erstellt Postkarten, Bildbände und
Broschüren mit Aufnahmen ihrer Bauten und Gärten
und bietet diese zum Verkauf an. Ausführlicher OLG
Brandenburg: Urt. v. .. –  U /.

aufnahmen der von ihr verwalteten Gebäude
und Gartenanlagen zu gewerblichen Zwecken
untersagen darf, wenn

• sie Eigentümerin ist und

• die Aufnahmen von ihren Grundstücken
aus hergestellt worden sind.

Der Streitpunkt Die Sti ung Preußische
Schlösser undGärten (Eigentümerin, Klägerin)
verwaltet historische Bauten und Gartenanla-
gen in Berlin und Brandenburg, unter ande-
rem den Touristenmagnet Sanssouci in Pots-
dam, Cecilienhof, Park und Schloss Rheins-
berg, Jagdschloss Grunewald oder das Schloss
Charlottenburg.
Nach einem Beschluss des Sti ungsrates be-

dürfen Aufnahme des von ihr verwalteten Ei-
gentums der vorherigen Zustimmung. Aus-
genommen sind Aufnahmen von Gebäuden
und Anlagen, die sich an ö�entlichen Stra-
ßen, Wegen oder Plätzen be�nden und Au-
ßenaufnahmen zu privaten Zwecken von gerin-
gemUmfang. Die Zustimmung erfolgt im Rah-
men einer vorherigen schri lichen Vereinba-
rung über ein angemessenes Nutzungsentgelt.
An den Eingängen der der Ö�entlichkeit zu-
gänglich gemachten eingezäunten Parkanlagen
sei jeweils ein Schild »Parkordnung« mit dem
Hinweis aufgestellt: »Foto-, Film- und Fernse-
haufnahmen zu gewerblichen Zwecken bedür-
fen der vorherigen schri lichen Zustimmung der
Sti ung.«

Bei dem Betreten des Grundstücks geht es nicht nur
um die vor Ausspähung geschützte Privatsphäre, al-
so wenn ein Grundstück rechtswidrig betreten wird
oder Sichthindernisse umgangen werden; vgl. hierzu
BGH Urt. v. .. - VI ZR /.

Der BGH (Urt. v. .. – I ZR /) legt dies weit
aus: Straßen, Wege etc. ist nur beispielha . Entschei-
dend ist das Verständnis des Ö�entlichen, das gegen
sei, wenn der Aufnahmestandort für jedermann frei
zugänglich ist, unabhängig davon, ob er in ö�entli-
chem oder privatem Eigentum steht.

OLG Brandenburg: Urt. v. .. –  U /. Auf
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Die Sti ung wehrt sich dagegen, dass Foto-
und Filmaufnahmen der von ihr verwalteten
Kulturgüter ohne ihre Genehmigung zu ge-
werblichen Zwecken angefertigt und vermark-
tet werden. Sie verlangt in drei Verfahren, eine
Verbreitung der Bilder zu gewerblichen Zwe-
cken zu unterlassen, Auskun über die Zahl
der Foto- und Filmaufnahmen und der damit
erzielten Einnahmen und die Feststellung ei-
nerVerp�ichtung der Beklagten zumErsatz des
entstandenen Schadens.

. Im ersten Fall ging es um eine Fotoagen-
tur, die teils eigene, teils fremde Fotos ver-
marktet (V ZR /).

. Der Beklagte des zweiten Verfahrens hat
Filmaufnahmen von Gebäuden und Gar-
tenanlagen auf den Anwesen der Sti ung
in einer DVD über Potsdam verarbeitet,
die er gewerblich vertreibt (V ZR /).

. Die Beklagte des dritten Verfahrens (V
ZR /) betreibt als Diensteanbieter ei-
ne Internetplattform, auf der gewerblich
und freiberu�ich tätige Fotografen Fo-
tos zum entgeltlichen Herunterladen ins
Internet stellen können. Sie hat ca. 
Millionen Bilder in dem Bildportal ge-
speichert, darunter etwa . Fotos von
Grundstücken oder Sachen, die die Stif-
tung verwaltet (z.B. Parkanlagen, Skulptu-
ren, Außen- und Innenansichten histori-
scher Gebäude).

die Details der Formulierung soll nicht eingegangen
werden, etwa dass nach dem Beschluss »Aufnahmen
von Gebäuden und Anlagen, die sich an ö�entlichen
Straßen, Wegen oder Plätzen be�nden« nach dem
Wortlaut auch vom Grundstück aus erlaubt sind.

Bei diesem zuletzt genannten Sachverhalt folgte der
. Senat der Rechtsprechung des . Zivilsenats zum
Immaterialgüterrecht, die durch Entscheidungen mit
den Schlagworten Internet I bis III (I ZR /, I
ZR / und I ZR /), jugendgefährdende Medi-
en bei ebay ( I ZR /) und Sommer unseres Le-
bens ( I ZR /) bekannt geworden ist. Danach

Das Landgericht Potsdam hat den Klagen statt-
gegeben, das Oberlandesgericht Brandburg hat
sie abgewiesen. Das Eigentumsrecht beschrän-
ke sich auf den Schutz der Sachsubstanz und
derenVerwertung, so dasOLG.Die Ablichtung
der Sache und die Verwertung von Ablichtun-
gen stellten keinen Eingri� in das Eigentums-
recht dar. Das Verwertungsrecht stehe vielmehr
dem Urheber der Ablichtung zu.

Die Entscheidung Der BGH hat die ers-
te Grundfrage, nämlich, ob die Sti ung als
Grundstückseigentümerin die Herstellung und
Verwertung von Foto- oder Filmaufnahmen
der von ihr verwalteten Güter zu gewerblichen
Zwecken von ihrer – an ein Entgelt geknüpf-
ten – Zustimmung abhängig machen darf, be-
jaht. Wer jemanden erlaubt, sein Grundstück

müsse der Betreiber eines virtuellen Marktplatzes die
dort angebotenen Fotos nur überprüfen, wenn er eine
Verletzung von Immaterialgüterrechten und Eigen-
tumsrechten oder andere Rechtsverletzungen erken-
nen kann.Daran fehle es, weil denBildern vonGebäu-
den und Gartenanlagen der Klägerin nicht anzusehen
ist, ob sie ohne Genehmigung aufgenommen wurden
oder nicht. Dementsprechend wurde diese Revision
zurückgewiesen.

Die zweite Grundfrage, nämlich, ob die Sti ung des öf-
fentlichen Rechts (anders als ein Privatmann) unter
Berücksichtigung der Vorschri en über ihre Aufga-
ben den Interessenten die Gebäude und Parkanlagen
unentgeltlich für gewerbliche Zwecke zugänglich ma-
chen muss, verneint der Senat. Der Staatsvertrag be-
schreibe dieAufgabenstellung der Sti ungdahin, dass
sie die ihr übergebenen Kulturgüter bewahren, un-
ter Berücksichtigung historischer, kunst- und garten-
historischer und denkmalp�egerischer Belange p�e-
gen, ihr Inventar ergänzen und der Ö�entlichkeit zu-
gänglich machen soll. Aus der Satzung, die das Nä-
here dazu regelt, ergebe sich zwar, dass die Gärten
und Parkanlagen als Erholungsgebiet zu gewährleis-
ten sind und kein Eintrittsgeld erhoben wird. Aus ihr
ergibt sich aber auch, dass schon diese Verp�ichtung
nur gilt, soweit Erhaltung und P�ege des Kulturguts,
denen im Zweifel der Vorrang einzuräumen ist, das
erlauben. Außerdem gelte die Kostenfreiheit nicht für
Foto- und Filmaufnahmen zu gewerblichen Zwecken.
Vielmehr sei die Sti ung ermächtigt, hierfür Entgel-
te zu verlangen. Die Fotogra�en dürfen — wenn der
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oder z. B. seine Wohnung zu betreten, muss
dies nicht vorbehaltlos tun, sondern kann dies
an Bedingungen knüpfen.
Der Kern des Problems ist aber nicht, ob

die Herstellung von Foto- oder Filmaufnah-
men von einer Genehmigung abhängig ge-
macht werden kann, sondern ob insbesonde-
re auch Dritten die Verwertung ungenehmigter
Aufnahmen untersagt werden kann undwie das
begründet wird.
Die Entscheidung des BGH knüp an die

Rechtsprechung des BGH an, die durch zwei
Entscheidungen geprägt wurde, die unter den
Bezeichnungen »Schloss Tegel« und »Frie-
senhaus« bekannt geworden sind. In der
Friesenhaus-Entscheidung hat der BGH ausge-
führt, ob das Fotogra�eren einer fremden Sa-
che oder eines fremden Grundstücks ohne Zu-
stimmung des Eigentümers als eine zurAbwehr
nach §§ ,  BGB berechtigende Einwir-
kung auf die Sache zu quali�zieren ist, sei bis-
lang noch nicht vom BGH entschieden wor-
den (trotz Schloss Tegel). Der Eigentümer kön-
ne jedenfalls die Herstellung und Verwertung
von Fotos dann nicht untersagen, wenn sie von
außerhalb seines Grundstücks aufgenommen
worden sind.

Von diesen Urteilen hat der BGH sich leiten
lassen und im Kern darauf abgestellt, ob zum
Fotogra�eren das Grundstück betreten werden
muss oder nicht:

Das Eigentum an einem Grundstück

entsprechende Obolus entrichtet wurde — nach dem
Verständnis des BGH gewerblich genutzt werden.

Das OLG Stuttgart hat im Reiss-Engelhorn-Fall zutref-
fend ausgeführt, dass die Möglichkeit des bedingten
Zutrittsrechts sich auch z. B. aus dem Hausrecht er-
gibt.

I ZR /; s. o. sowie I ZR /.
Vgl. auch BGH, Urteil vom . Januar  - I ZR

/, BGHZ , ,  f. für den verhüllten Reichstag,
der verhüllt als (nicht bleibendes) Kunstwerk angese-
henwurde, so dass die Ausnahme des § UrhGnicht
gilt.

Entscheidung vom . . , Az. V ZR /.

wird aber dann durch (das Anferti-
gen und) die Verwertung von Film-
aufnahmen von auf ihm errichteten
Gebäuden und auf ihm angelegten
Gartenanlagen beeinträchtigt, wenn
das Grundstück zur Anfertigung sol-
cher Aufnahmen betreten wird.

(. . . )

Ein ausschließliches Recht, Abbil-
der herzustellen und zu verwerten,
wie es den Inhabern von Urheber-
und Immaterialgüterrechten zusteht,
steht dem Grundstückseigentümer
nach der Rechtsprechung des Bun-
desgerichtshofs schon von vornher-
ein nicht zu.

Unmittelbar im Anschluss widerspricht er sich:

Er hat ein solches Recht nur, wenn
sein Grundstück betreten werden
soll, um Abbilder insbesondere von
Gebäuden und Gärten anzufertigen,
die sich darauf be�nden, und die Ab-
bilder dann zu verwerten.Dabei han-
delt es sich aber nicht um ein ne-
ben das Eigentum tretendes eigen-
ständiges Recht. Die Verwertungs-
befugnis beruht vielmehr auf dem
Grundstückseigentum selbst, das das
Recht umfasst, aus dem Grundstück
Früchte zu ziehen. Zu diesen Früch-
ten gehören nach §  Abs.  BGB
ebenso wie die Erträge etwa aus der
Vermietung eines Schlosses als Ku-
lisse für einen Kino�lm auch die Er-
träge aus der Verwertung von Film-
aufnahmen der Gebäude und Gär-
ten auf dem Grundstück (vgl. Pren-
gel, Bildzitate, S.  f., der aller-
dings auf Gebrauchsvorteile abstellt).

In einer weiteren Sanssouci-Entscheidung aus dem
Jahr  führt der BGH erneut aus, es gebe »kein ei-
genständiges Recht am Bild der eigenen Sache«.
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Zu einem ausschließlichen Verwer-
tungsrecht wird dieses Recht des
Grundstückseigentümers nach der
Rechtsprechung des Bundesgerichts-
hofs, wenn Lage und Nutzung sei-
nes Grundstücks rein tatsächlich da-
zu führen, dass verwertungsfähige
Aufnahmen nur von seinem eigenen
Grundstück, nicht von ö�entlichen
Plätzen oder anderen Grundstücken
aus angefertigt werden können.

(. . . )

Diese Beeinträchtigung des Eigen-
tums wird durch die ebenfalls un-
genehmigte Verwertung der unge-
nehmigten Abbilder vertie und im
Verhältnis zum Grundstückseigen-
tümer nicht dadurch gerechtfertigt,
dass eine Verwertung seiner Filme
durch Dritte nur der Urheber, nicht
der Grundstückseigentümer erlau-
ben könnte.

Von ö�entlichem Grund aus aufgenommene
Bilder von bleibenden Objekten dür en ver-
breitet werden. Wenn ein fremdes Grundstück
betreten werden muss, so könne der Eigen-
tümer das Betreten unter Bedingungen erlau-
ben (Hervorhebung jeweils v. Aut.):

() Nach der Rechtsprechung des
Bundesgerichtshofs stellen das un-
genehmigte Fotogra�eren eines Ge-
bäudes oder eines Gartens und die
Verwertung solcher Fotogra�en al-
lerdings nicht in jedem Fall eine Ei-
gentumsbeeinträchtigung dar. An ihr
fehlt es vielmehr, wenn ein Gebäu-
de oder eine Gartenanlage von einer
anderen Stelle aus als dem Grund-
stück, auf dem sie sich bleibend be-

Wobei eine Bedingung vertragsrechtlicher Natur ist,
der BGH ihr aber gleichwohl absolute Wirkung bei-
misst.

�nden (. . . ), fotogra�ert werden und
solche Fotogra�en verwertet werden
(. . . ). Das hat der Bundesgerichts-
hof aus einer Parallelwertung zu § 
UrhG abgeleitet. Die urheberrechtli-
che Freistellung soll nicht eigentums-
rechtlich unterlaufen werden kön-
nen.

() Dieser Gesichtspunkt grei aber
nicht, wenn das Gebäude oder der
Garten – wie hier – nicht von allge-
mein zugänglichen Stellen, sondern
von dem Grundstück aus, auf dem
sie sich be�nden, fotogra�ert werden
(sollen). Dann hängt die Möglich-
keit, das Gebäude oder den Garten
zu fotogra�eren, entscheidend davon
ab, ob der Grundstückseigentümer
den Zugang zu seinem Grundstück
erö�net und unter welchen Bedin-
gungen dies geschieht. Die Entschei-
dung darüber steht, von noch zu er-
örternden Grenzen abgesehen, nach
§  BGB im Belieben des Grund-
stückseigentümers. Er ist nicht ge-
zwungen, den Zugang zu seinem
Grundstück nur vollständig zu ge-
statten oder vollständig zu versagen.
Er kann ihn auch eingeschränkt ö�-
nen und sich etwa das Fotogra�e-
ren seines Anwesens und die Ver-
wertung solcher Fotogra�en vorbe-
halten. Diese Befugnis des Grund-
stückseigentümers erkennt der Bun-
desgerichtshof in ständiger Recht-
sprechung an (. . . ).

Der Anspruch zeige zwar ähnliche Rechts-
folgen wie Immaterialgüterrechte, würde aber
demGrundstückseigentümer kein eigenständi-
ges Recht am Bild der eigenen Sache zuerken-
nen, so der Senat .

BGH Urt. v. .., V ZR /. Die Aussage dürf-
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Dementsprechend wurde die Schloss-
Sanssouci-Entscheidung zumeist unter dem
Gesichtspunkt »Panoramafreiheit« – § 
UrhG – abgehandelt. Diese Vorschri hat al-
lerdings mit dem¿ema nicht viel zu tun (wie
der BGH in der Friesenhaus-Entscheidung
ausgeführt hat), denn §  UrhG betri�
vom Urheberrecht erfasste Werke und im
Urheberrecht geregelte Rechte, wozu aber
weder die denkmalgeschützten Gebäude noch
der geltend gemachte Anspruch gehören.

§  UrhG kann deshalb bestenfalls als ein
Hinweis verstanden werden: Selbst wenn das
abgebildete Objekt Gegenstand des Urheber-
rechts wäre, wäre es zulässig, von ö�entlich
zugänglichen Plätzen aus diese abzubilden und
die Abbildungen zu vervielfältigen. Für andere
Objekte könne demzufolge nichts anderes
gelten. In den Sanssouci-Urteilen verkehrt der
. Senat dies nun auf den ersten Blick in sein
Gegenteil.

Entgegen der Au�assung des Be-
rufungsgerichts lässt sich dem
Umstand, dass bei einem urhe-
berrechtlich geschützten Werk
das Vervielfältigungs- und Ver-
breitungsrecht ausschließlich dem
Urheber zugewiesen ist (vgl. §§
,  UrhG), nicht die gesetzliche
Wertung entnehmen, das äußere
Erscheinungsbild der Sache sei einer
Nutzung durch den Eigentümer
generell entzogen (zweifelnd Dreier
in Dreier/Schulze, aaO, §  Rn. 
S. ). Urheberrecht und Eigentum
am Werkoriginal sind voneinander

te eine juristische Variante von falsa demonstratio non
nocet sein.

BGH, Urt. v. . März , I ZR /: »Eines Rück-
gri�es auf §  UrhG, wie ihn das Berufungsgericht
vorgenommen hat, bedarf es insoweit nicht.«

Ein exklusives Recht für das Schloss Sanssouci konn-
te es mangels Urheberrechtsgesetzen zu Zeiten von
Friedrich d. Gr. auch nicht geben.

unabhängig und stehen selbständig
nebeneinander (BGH, Urteil vom
. Februar  - I ZR /, BGHZ
, , ). Die Eigentümerbefug-
nisse erfahren daher nur insoweit
eine Einschränkung, als ihre Aus-
übung bestehende Urheberrechte
verletzen würde (BGH, aaO, sowie
Urteil vom . Mai  - I ZR /,
BGHZ , , ; Prengel, Bildzitate, S.
 f.). Daraus ergibt sich, dass bei
Werken, denen von vornherein kein
urheberrechtlicher Schutz zukommt
oder an denen zwischenzeitlich Ge-
meinfreiheit (§  UrhG) eingetreten
ist, einer Verwertung der Sachan-
sicht durch den Eigentümer unter
urheberrechtlichen Gesichtspunkten
nichts entgegen stehen.

Sowie der BGH seine Entscheidung begründet,
scheinen diese Rechte auf Dauer mit dem Ei-
gentum der Sache verbunden zu sein und wer-
den vom UrhG nur vorübergehend dem Urhe-
ber bzw. dessen Rechtsnachfolgern zugeordnet.
Das Urheberrecht wird zu einer Art lex specia-
lis, das ausnahmsweise gegenüber dem allge-
meinen Eigentumsrecht den Vorrang im Hin-
blick auf (partikulare) ausschließliche Verwer-
tungsrechte hat.

Aber das tri� es auch nicht genau, denn
die Ausnahme Panoramafreiheit (die bspw. das
franz. Recht nicht kennt) des Urheberrechts,
das selbst eine Sonderregel für das Eigentum an
körperlichen Gegenstand zu sein scheint, soll
allgemein gelten. Es ist eine schwer nachvoll-
ziehbare Rangfolge, wenn die Ausnahme Pan-
oramafreiheit für die besonderen Fälle, in de-
Auf Details wie etwa, dass der BGH von »Werken, de-

nen von vornherein kein urheberrechtlicher Schutz zu-
kommt« spricht, inwiefern das äußere Erscheinungs-
bild der Sache einer Nutzung durch den Eigentümer
entzogen sein soll oder dass §  Abs.  BGB Erträge
aus einemRechtsverhältnis voraussetzt, wird teilweise
weiter unten eingegangen.
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nen das Urheberrecht zur Anwendung kommt,
zugleich das Grundprinzip für die Fälle sein
soll, in denen das Urheberrecht nicht angewen-
det wird, dies vor dem Hintergrund, dass nach
§  Abs.  BGB zu den Früchten einer Sache
die Erträge aus der Verwertung von Aufnah-
men der Sache auf dem Grundstück gehören
sollen. Einfacher ausgedrückt:

• Es gibt ein Recht am Bild der eigenen Sa-
che und die Panoramafreiheit ist eine Aus-
nahme, die das Recht des Eigentümers be-
grenzt (so hat der BGH es nicht darge-
stellt).

• Es gibt kein Recht am Bild der eigenen Sa-
che, sondern nur dann, wenn das Grund-
stück betreten werdenmuss, um eine Auf-
nahme anzufertigen (womit die Umkeh-
rung der urheberrechtlicheAusnahme das
Grundprinzip für das Verwertungsrecht
des Eigentümers ist).

Der . Senat hat  und  erneut zu die-
sen Fragen entschieden und die Gründe geän-
dert oder ergänzt, so dass diese zuerst darge-
stellt werden sollen.

Urteil vom 01.03.2013 Mit Urteil vom
.. (Az. V ZR /) hat der . Senat sei-
ne Entscheidung und das Verbot der Verbrei-
tung oder Zugänglichmachung aus dem Jahr
 gerechtfertigt, und die Reichweite vergrö-
ßert:

Hierin liegt keine Besonderheit des
(Grundstücks-) Eigentums. Auch der
Zuweisungsgehalt anderer absoluter
Rechte wird beeinträchtigt, wenn die
Grenzen einer erteilten Einwilligung
überschritten werden. So deckt etwa
die Einwilligung in eine bestimmte
Form der Verö�entlichung eines Fo-
tos durch den Fotogra�erten nur die
Form der Verö�entlichung ab, in die

eingewilligt wurde, nicht auch ande-
re (BGH, Urteile vom . Januar 
- VI ZR /, NJW , , 
f. und vom . September  - VI
ZR /, NJW , , ; OLG
Koblenz, NJW-RR , ). Ähn-
lich liegt es bei der schlichten Ein-
willigung in die Verwendung von ur-
heberrechtlich geschützten Bildern
(BGH, Urteil vom . April  - I
ZR /, BGHZ , ,  f. Rn.
).

Dies ist in zweierlei Hinsicht bemerkenswert:

• Zur Begründung der besondere Rech-
te des Sacheigentümers werden Entschei-
dungen herangezogen, die den Inhaber
von urheberrechtlichen Nutzungsrechten
(oder dem allg. Persönlichkeitsrecht) be-
tre�en. Der BGH übersieht, dass der Be-
gri� der absoluten Rechte nicht mit dem
der dinglichen Rechte identisch ist. Die-
se Parallele wäre nur dann zulässig, wenn
das exklusive Verwertungsrecht dem Ei-
gentum immanent wäre, was aber zuerst
begründet werden müsste.

• Mit dem Hinweis, dass dies keine Beson-
derheit des Rechts an Immobilien sei,
erweitert der BGH das Verbotsrecht auch
auf bewegliche Sachen (auch wenn über
diese Frage nicht entschieden wurde).

Die Ausdehnung auf bewegliche Sachen
ist rechtstechnisch konsequent, leidet
aber daran, dass das, was ausgedehnt wur-
de, wieder aufgehoben werden müsste.

Es ist zutre�end, dass es insoweit keine Sonderregeln
für Grundstücke gibt. Bei beweglichen wie unbeweg-
lichen Gegenständen werden die §§ , , 
Abs.  oder  (Eingri�skondiktion) BGB angewandt.

Siehe insb. BGH, Urt. vom .. - V ZR /.
Das OLG Stuttgart hat die Ausweitung auf bewegliche

Sachen wie Gemälde nachvollzogen.
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»Sachschutz« analog zum »Lichtbild-
schutz« Das Schiefe der Entscheidungen des
BGH liegt darin, dass das Urheberrecht die ex-
klusive Verwertung von Fotogra�en oder an-
derer Kopien aus den Befugnissen des Eigen-
tümers einer Sache ausscheidet. Wenn jemand
ein nicht gemeinfreies Buch zu seinem Eigen-
tum erwirbt, steht ihm nicht das Recht zu, Ko-
pien von seinem Eigentum zu verbreiten; ge-
nauso wenig hat er das Recht, anderen die Ver-
breitung von Kopien des Buches zu untersagen.
Diese Verbotsrechte sind Gegenstand des Ur-
heberrechts (des Patentrechts etc.) und streng
von dem Eigentum an der Sache zu trennen.

Deutlich wird dies in §  UrhG.Wenn jemand
ein Original (Gemälde, Zeichnung, Skulptur)
erwirbt, erwirbt er damit nicht das Recht, Ver-
vielfältigungsstücke des Originals anzuferti-
gen. Wenn Dritte Kopien von dem Gemäl-
de vervielfältigen und vertreiben wollen, fällt
die Entscheidung hierüber ausschließlich dem
Inhaber der urheberrechtlichen Verwertungs-
rechte zu, nicht dem Eigentümer der Sache.
Soweit der BGH sagt, Urheberrecht und Ei-

gentum am Werkoriginal seien voneinander
unabhängig und würden selbständig nebenein-
ander stehen, ist dies kein Argument. Es ist
ein o�ensichtlicher Umstand, dass es einmal
um das Sacheigentum an der körperlichen Sa-
che (die keinWerkoriginal oderWerkstück sein
muss), das andere Mal um das urheberrecht-
liche Verwertungsrecht am Geistigen geht, —
aber diese Unterscheidung trägt als inhaltsleere
Petitio Principii nichts zur Klärung bei.
Wenn ein Recht die besonderen »Rechtsfol-

gen wie Immaterialgüterrechte« zeitigt, dann
wird es sich wohl um ein Immaterialgüterrecht
handeln.
Vom BGH wurde mit der Entscheidung ein

Siehe Lehment, GRUR , ; Schack, JZ , ;
Stieper, ZUM , .

Sofern keine besondere Vereinbarung mit dem Inha-
ber der Verwertungsrechte getro�en wurde, darf der
Eigentümer eines Bildes, dieses Bild ausstellen.

dem »Lichtbildschutz« entsprechender »Sach-
schutz« eingeführt, der sich auf die konkrete
Sache als körperlicher Gegenstand beschränkt.
Dieses Recht entspricht vollständig den Aus-
führungen des BGH zu den Lichtbildern, mit
dem Unterschied, dass die vervielfältigte Vor-
lage kein Lichtbild, sondern eine Sache ist: Der
Schutz von Lichtbildern, die keine eigentümliche
Prägung aufweisen, die also keine Lichtbildwer-
ke im Sinne von §  Zi�.  des neuen Urheberge-
setzes sind, beschränkt sich aber auf die konkre-
te Aufnahme als körperlicher Gegenstand. Nur
deren »Vervielfältigung« ist einemDritten unter-
sagt. Der urheberrechtliche Lichtbildschutz
(vor der digitalen Fotogra�e) hätte nur noch die
Funktion, dem Fotografen zeitweilig den Vor-
rang vor den Rechten des Eigentümers zuzu-
sprechen. Bei anderen Sachen, die überhaupt
nicht unter das Urheberrecht fallen, käme der
allgemeine zivilrechtliche Sachschutz sofort zur
Anwendung. Dieses Recht soll nach dem . Se-
nat kein neben das Eigentum tretendes eigen-
ständiges Recht sein, wäre demnach nicht vom
Eigentum trennbar und gesondert übertragbar
oder pfändbar. Unklar bleibt die Zuordnung
des Rechts, wenn Eigentum und Besitz ausein-
ander fallen.
Die Entscheidung sprengt damit nicht nur

das Immaterialgüterrecht, wie Schack zu Recht
ausführt. Sie widerspricht, worauf unten noch

BGH GRUR , ,  -- skai cubana.
Schack, JZ , . Ebenfalls zutre�end ist der Hin-
weis von Schack, dass der Eigentümer diese Fra-
gen vertraglich etwa über die Abtretung von Verwer-
tungsrechten regeln kann. Dies war auch meine ers-
te Einschätzung (http://www.�foost.org/?p=) auf
der Grundlage der Pressemitteilung vom . . :
»Rechtswissenscha lich nachvollziehbar lässt sich die-
ses „ausschließliche Recht“ des Eigentümers zurVerwer-
tung von Fotogra�en, die von seinem Grundstück aus
aufgenommen worden sind, auf den ersten Blick nur
über eine vertraglich Konstruktion retten: Stillschwei-
gend mit dem Betreten der Parkanlage hat der Fotograf
mit der Sti ung vereinbart, dass alle Nutzungsrechte an
Fotogra�en, die er zu gewerblichen Zwecken aufnimmt,
auf die Sti ung übertragen werden.«
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einzugehen ist, der grundlegenden Konzeption
des bürgerlichen Rechts.

2.1.3 U-Bahn – Graffiti

Das KG Berlin hat mit Urteil v. .. über
einen Sachverhalt entschieden, in dem es um
(vom Eigentümer ungenehmigte) Filmaufnah-
men in der Berliner U- oder S-Bahn ging.
Aufgenommenwurden die Betriebsanlagen so-
wie mit Gra�ti besprühte Wagen. Eventuelle
Rechte der Gra�ti-Urheber waren nicht Ge-
genstandder Entscheidung, sondern dieRechte
der Stadtbetriebe als Eigentümer der Betriebs-
anlagen.
Das KG hat einerseits (anders als der BGH)

die die Meinungs- und Kunstfreiheit in die
Waagschale geworfen. Zum anderen hat das
KG die Begründung des BGH in der Sanssouci-
Entscheidung verarbeitet und den Anspruch
auf Unterlassung abgelehnt, denn das Frucht-
ziehungsrecht des Eigentümers sei nicht ver-
letzt.
Die Sanssouci-Entscheidung geht, wie gese-

hen, von folgenden Annahmen aus:

• Die Verwertungsbefugnis des Eigentü-
mers beruht auf dem Grundstückseigen-
tum, das das Recht umfasst, aus dem
Grundstück Früchte zu ziehen. Die Ver-
wertung von Abbildern der Sache gehö-
re zu den Früchten mit der Folge, dass
niemand anderes ohne Genehmigung des
Sacheigentümers auch Abbilder verbrei-
ten, in den Verkehr bringen, verwerten, öf-
fentlich zugänglich machen oder nutzen
darf.

Dieser Aspekt wird nicht weiter berücksichtigt, weil es
auf eine Abwägung im Einzelfall hinausläu .

Die Begri�e variieren von Gesetz zu Gesetz, der . Se-
nat hat den urheberrechtlichen Terminus verwerten
genutzt, obwohl nach der Entscheidung aus dem Jahr
 möglicherweise der eher markenrechtliche Be-
gri� Inverkehrbringen passen würde.

• Es ist ist unerheblich, ob es sich bei den
Motiven um Baudenkmäler, Ansichten,
die sich durch Ansichtskarten gewerb-
lich auswerten lassen, U-Bahnanlagen etc.
handelt.

• Die allgemeingültige Panoramafreiheit ist
nicht von Bedeutung, wenn das Grund-
stück zur Anfertigung der Aufnahmen be-
treten wird.

In dieses Konstrukt hat das KG – nicht aus-
drücklich – die oben dargestellten Aspek-
te der Hartplatzhelden-Entscheidung einbezo-
gen, nämlich die Frage, ob durch die Verbrei-
tung der Aufnahmen der Gra�ti-U-Bahnen
sich die wirtscha liche Position der Stadtbe-
triebe verschlechtert:

Die streitgegenständlichen Aufnah-
men dienen (. . . ) nicht der optischen
Darstellung der in ihrem Eigentum
stehenden Betriebsmittel und Be-
triebsanlagen, sondern zeigen Per-
sonen, die in rechtswidriger Art
und Weise gegen die im Eigentum
der Klägerin stehenden Betriebsmit-
tel vorgehen. Die Klägerin beab-
sichtigt nach ihrem eigenen Vor-
trag nicht, die streitgegenständlichen
Aufnahmen der Verkehrsmittel und/
oder Betriebsanlagen kommerziell
zu verwerten. Die Klägerin wird da-
her durch die streitgegenständlichen
Aufnahmen – anders als in den
vom Bundesgerichtshof entschiede-
nen Fällen – nicht an der Nutzung
ihres Eigentums gehindert. Dieser
Wertung steht auch nicht entgegen,
dass die Klägerin ihre Betriebsanla-
gen und Züge Dritten gegen Bezah-
lung für Filmaufnahmen zur Verfü-
gung stellt. Denn diese kommerziel-
le Nutzung bezieht sich gerade nicht
auf die streitgegenständlichen, mit
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Gra�ti versehenen Betriebsmittel, so
dass ein eigenes wirtscha liches In-
teresse der Klägerin an der Nutzung
der in demFilm (. . . ) enthaltenenBil-
der nicht besteht. Danach verletzen
die die streitgegenständlichen Bilder
der Betriebsmittel und Betriebsanla-
gen der Klägerin diese nicht in ihrem
Eigentumsrecht.

Der Entscheidung ist im Ergebnis zuzustim-
men (kein Unterlassungsanspruch). Sie muss
dabei aber, grob gesagt, mit der Trennung zwi-
schen dem Gegenstand des Eigentums und
dem Recht am eingerichteten und ausgeübten
Gewerbebetrieb brechen (auch wenn sich aus
dem Recht am e. u. a. Gewbetr. kaum einWett-
bewerbsverbot herleiten lässt). Das KG bringt
zum Ausdruck, dass eine Eigentumsverletzung
nur dann vorliegt, wenn sich die beiden Partei-
en ins Gehege kommen können, also die Ver-
breitung der Aufnahmen durch den Fernseh-
sender den Absatz des Eigentümers mit ver-
gleichbaren Motiven (der Sache im Eigentum
der Stadtbetriebe) erschweren kann.

Das Ergebnis des KG steht auch nicht im
Einklang mit der zuvor dargestellten Recht-
sprechung des . Senats, der die Verwertungs-
möglichkeit dem Zuweisungsgehalt des Eigen-
tum zugeordnet hat.

Das Urteil des KG widerspricht unter dieser
Prämisse auch der Konzeption der absoluten
Rechte und dem Abstraktionsprinzip. Wenn

Wieso der Irrtum, der Wettbewerb oder die Möglich-
keit des Wettbewerbs würde an der Nutzung des Ei-
gentums hindern (so das KG unter Hinweis auf den
BGH), so weit verbreitet ist? — ich bin für Hinweise
dankbar.

ZumZuweisungsgehalt des Eigentums gehöre auch das
Recht, darüber zu entscheiden, wer die wirtscha li-
chenVorteile ziehen darf, die das Betreten desGrund-
stücks erö�net, und damit auch das Verwertungsrecht
an Abbildungen, die beim Betreten angefertigt wer-
den, so BGH, Urt. vom .. - V ZR /.

Ausführlich dargestellt in Geschichte und Wesen des
Urheberrechts in den Abschnitten »Konstruktion und

etwas in diesen Zuweisungsgehalt fällt, kommt
es nicht darauf an, ob es ausgeübt wird oder
nicht. Man darf Äpfel nicht mitnehmen, nur
weil der Grundeigentümer diese nicht einsam-
melt, oder Wohnungen vermieten oder selbst
beziehen, nur weil der Eigentümer diese leer
stehen lässt. Bei absoluten Rechten verhält es
sich nicht anders. Nur weil ein Verlag oder
Autor ein vergri�enes Werk nicht neu au�egt,
bedeutet dies noch keine Aufgabe des urhe-
berrechtlichen Verbots, ohne Zustimmung des
Richteinhabers das Werk zu verbreiten.

Genauso wenig wird der Zuweisungsgehalt
des Eigentums im Einzelfall vom Eigentümer
bestimmt. So hat das jedoch der BGH ent-
schieden: »Gestattet er das Betreten oder Benut-
zen seines Grundstücks nur unter bestimmten
Bedingungen, ist jede Abweichung hiervon ein
Eingri� in den Zuweisungsgehalt des Eigentums
und damit eine Eigentumsbeeinträchtigung.«

2.1.4 Aufgabe der Rechtsprechung?

Vier Jahre nach der ersten Sanssouci-
Entscheidung hat der . Senat den Schwer-
punkt der Begründung deutlich verschoben.
Er scheint die ursprüngliche Begründung
weitghehend nur noch pro forma aufrecht zu
erhalten:

Ein Anspruch der Klägerin aus §
 Abs.  BGB setzte voraus, dass

Abstraktion«, »Extension und Virtualität« (Bd. ) so-
wie »Der Markt für Immaterialgüter« (Bd. ).

Es ist sicherlich sinnvoll, dass bei Wohnungsmangel
leerstehendeWohnungen genutzt werden, und esmag
einiges dafür sprechen, den Zuweisungsgehalt des Ei-
gentums in besonderen Fällen zu begrenzen, aber bis-
lang ist das nach deutschem Zivilrecht nicht möglich.

Schon in denMotiven zum BGB – Bd. , S.  – heißt es:
»Soll die absolute Wirkung versagt sein, so muß das
Gesetz es besonders bestimmen.« Dass der Eigentü-
mer sich nicht mehr Rechte anmaßen kann, liegt auf
der Hand.

BGH, Urt. v. .. - V ZR /.
Urteil vom .. - V ZR /.
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Grundstück bzw. Gemälde zumZeit-
punkt der Anfertigung der Fotogra-
�en der Klägerin gehörten, sie nicht
frei zugänglich waren und auch keine
Erlaubnis zum Fotogra�eren erteilt
worden war. Eine rechtswidrige Ei-
gentumsverletzung kommt nämlich
nur inBetracht, wenndie Fotogra�en
unter Verletzung der dem Eigentü-
mer zustehenden Befugnis entstan-
den sind, andere vomZugang zur Sa-
che oder von deren Anblick auszu-
schließen und ihnen damit die Mög-
lichkeit der Ablichtung und deren
Verwertung abzuschneiden oder zu-
mindest zu erschweren.

Wie bereits in der Entscheidung des KG tritt
nunmehr die Möglichkeit des Wettbewerbs
in den Vordergrund, wobei die Formulierung
des . Senats sich dem nähert, was etwa der
Hardplatzhelden-Entscheidung zu entnehmen
war. Allerdings will der . Senat seine Recht-
sprechung nicht vollständig aufgeben, sondern
bringt erneut eine Parallele zum Immaterialgü-
terrecht ein:

Da die Beklagte die Fotogra�en nicht
selbst angefertigt hat, setzte ihre In-
anspruchnahme als Störerin voraus,
dass sie bei der Vervielfältigung der
Fotos Prüfp�ichten in Bezug auf ei-
ne Verletzung von Eigentumsrechten
der Klägerin verletzt hätte.

Wie im Urteil aus , in der der BGH
zur Begründung der besondere Rechte des
Sacheigentümers sich auf Entscheidungen be-
rufen hat, die den Inhaber von urheberrecht-
lichen Nutzungsrechten betre�en, werden er-
neut Immaterialgüter-, Sachen- und Vertrags-
recht vermengt. Der zivilrechtliche Unterlas-
sungsanspruch nach §  BGB setzt nur ei-
ne rechtswidrige Beeinträchtigung voraus, kein
Verschulden, was der BGH aber mit den Prüf-

p�ichten als weiteres Tatbestandsmerkmal bzw.
Anspruchsvoraussetzung nennt.

2.1.5 Hühnerställe

In dem Fall über Aufnahmen in Hühnerstäl-
len ging es darum, dass eine Person nachts
in die Hühnerställe von zwei Betrieben ein-
gedrungen ist und dort Filmaufnahmen an-
fertigte. Die Aufnahmen zeigen u.a. Hühner
mit unvollständigem Federkleid und tote Hüh-
ner. Die Person überließ die Aufnahmen ei-
nem ö�entlich-rechtlichen Sender, der sie in
der Reihe ARD Exklusiv unter dem Titel »Wie
billig kann Bio sein?« und im Rahmen der
Sendung »FAKT« unter dem Titel »Biologische
Tierhaltung und ihre Schattenseiten« ausstrahl-
te. Der Sachverhalt weist die selben Merkmale
auf wie der zuvor dargestellt Fall zum Schloss
Sanssouci oder die Aufnahmen in den Berliner
U-Bahnhöfen.

Im Rahmen der Entscheidung über diesen
Sachverhalt hat der BGH nicht einmal geprü ,
ob eine Verletzung des Eigentums an den halb-
toten Hühner oder den Ställen durch das Foto-
gra�en oder Filmen vorliegt. Der BGHbeschäf-
tigt sich nur mit der Frage, ob die Verbreitung
der Bildaufnahmen in den Schutzbereich des
allgemeinen Persönlichkeitsrechts fällt. Zieht
man die Sanssouci-Entscheidung aus dem Jahr
 heran, müssten folgende Sätze in dem Ur-
teil stehen:
Die Verwertung dieser Fotos verletzt (. . . )

das Grundstückseigentum der Klägerin.
BGH Urteil vom .. - VI ZR /.
Der Unterschied, dass einmal das Grundstück betre-

ten werden dur e, jedoch die Nutzung von auf dem
Grundstück angefertigten Bildern begrenzt war, und
andererseits dem unberechtigten Eindringen, kann
keine abweichende Entscheidung rechtfertigen.Wenn
es verboten ist, das Grundstück zu betreten, schließt
dies auch das Verbot ein, Fotogra�en aufzunehmen
(weil ja bereits das Betreten untersagt wurde).

Betro�en wären der durch Art.  Abs.  i.V.m. Art. 
Abs.  GG, Art.  Abs.  EMRK gewährleistete soziale
Geltungsanspruch des Wirtscha sunternehmens.
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aa) Das Fotogra�eren eines fremden
Grundstücks, insbesondere eines
darauf errichteten Gebäudes, lässt
zwar dessen Sachsubstanz unbe-
rührt. Es hat keine Auswirkungen
auf die Nutzung der Sache selbst,
hindert den Eigentümer nicht daran,
mit dem Grundstück weiterhin nach
Belieben zu verfahren und stört ihn
grundsätzlich auch nicht in seinem
Besitz.

bb) Das Eigentum an einem Grund-
stückwird aber dann durch (das Auf-
nehmen und) die Verwertung von
Fotogra�en von auf ihm errichte-
ten Gebäuden und auf ihm ange-
legten [Hühnerställen] beeinträch-
tigt, wenn das Grundstück zur An-
fertigung solcher Fotogra�en betre-
ten wird.

Damit soll nicht gesagt sein, dass die Entschei-
dung über die rechtswidrig aufgenommenen
Filme in Hühnerställen im Hinblick auf ei-
ne etwaige Eigentumsverletzung unzureichend
begründet wurde; vielmehr ist die Sanssouci-
Rechtsprechung abzulehnen.

2.1.6 Reiss-Engelhorn Museum

Das OLG Stuttgart sieht den Unterlassungsan-
spruch im Hinblick auf die Verbreitung einer
Fotogra�e von fremden beweglichen Eigentum
aus zwei Gesichtspunkten als gegeben an:

• Aus Vertrag;

Im Original: »Gartenanlagen und Parken«.
Der vertragliche Teil wird hier nicht weiter behandelt,

da es ohne Frage möglich ist, dass der Fotograf sich
gegenüber demMuseum verp�ichtet, die Bilder nicht
zu verbreiten. Im Eingangsbereich des Museums wa-
ren Piktogrammemit einem durchgestrichen Fotoap-
parat angebracht, die man nach den üblichen Ausle-
gungsregeln als »Fotogra�eren nicht erlaubt« verste-
hen kann. Ob sich die Rechtsfolge (keine Zugänglich-

• aus Eigentum.

Das OLG geht von den Sanssouci-
Entscheidungen aus, muss aber bewegliche
Sachen (Gemälde) beurteilen, die nicht Teil
des Grundstücks sind. Dementsprechend
könne sich aus dem Betreten des Grundstücks
in Verbindung mit dem ungenehmigten
Fotogra�eren keine Eigentumsverletzung er-
geben, weil das Grundstück und das Gemälde
rechtlich zwei unterschiedliche Sachen sind,
die auch nicht ein- und derselben Person
gehören müssen. Demnach sei das Betreten
des Grundstücks – unter Hinweis auf Stieper

– im Hinblick auf das Gemälde eigentums-
rechtlich neutral. Jedoch werde das Eigentum
an der (urheberrechtlich gemeinfreien) be-
weglichen Sache schon dann verletzt, wenn
diese fotogra�ert wird. Dies beruhe auf dem
Umstand, dass die Rechtsprechung des BGH
an die Eigentumsrechte aus §  BGB an-
knüp , die nicht zwischen beweglichen und
unbeweglichen Gegenständen di�erenzieren.
Dementsprechend sei die Rechtsprechung
auch auf bewegliche Sachen zu übertragen.
Das OLG Stuttgart hat damit entschieden,
dass das exklusive Verwertungsrecht auch für
bewegliche Sachen gilt.
Nach dieser Entscheidung stellt auch dieVer-

breitung von Abbildungen fremden Eigentums
eine Verletzung des Eigentums dar. Rechts-
technisch ist dies unter Berücksichtigung der
Sanssouci-Urteile folgerichtig. Es ist bei der
Entscheidung unklar, ob weitere Umstände –

machung) aus den AGB des Museums in Verbindung
mit den Umständen des Einzelfalls ergibt oder nicht,
ist eine Frage der Auslegung des Vertrages. Die im
Urteil mitgeteilten Tatsachen sind etwas dür ig für
so eineAuslegung (Piktogramm imEingangsbereich),
wenn man den Aspekt berücksichtigt, dass das Per-
sonal des Museums keine Einwände geltend gemacht
hat und die Reichweite unklar ist (s. Fn. ). Insofern
entsteht zumindest der Eindruck, dass nicht das Foto-
gra�eren an sich das Problem gewesen zu sein scheint,
sondern vielmehr die anschließende Verbreitung.

Stieper GRUR , ,  f.
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etwa ein Verbot des Aufnehmens, ein Wider-
spruch oder ein tatsächliches Moment wie das
Verbergen vor der Ö�entlichkeit – hinzutre-
tenmüssen oder ob bei Fehlen solcher weiteren
Umstände von einer Einwilligung in die Verlet-
zung des Eigentums ausgegangen werden soll.

2.2 Rechtliche Problematik
Die Sanssouci-Urteile des BGH reihen sich in
eine Vielzahl von Versuchen ein, exklusive Ver-
wertungsrechte aus unterschiedlichen Gesichts-
punkten wie der Geschä sanmaßung, der Ein-
gri�skondiktion, Schadensersatz, UWG, Recht
am eingerichteten und ausgeübten Gewerbe-
betrieb oder dem bloßen Sacheigentum her-
zuleiten. Die Begründungen und Entscheidun-
gen leiden daran, dass sie essentielle Konstruk-
tionsprinzipien des deutschen Rechts missach-
ten und in den Kernbereich des Zivilrechts
eingreifen. Sie begründen absolute Rechte aus
Umständen und ziehen Konsequenz aus Vor-
aussetzungen, die aus rechtsdogmatischer Sicht
nichts taugen. Dementsprechend fehlt es zu-
meist an einer angemessenen Subsumtion un-
ter die gesetzlichen Tatbestände, was eine »rich-
tige Anwendung des Gesetzes« gefährdet:

Aeltere Gesetzbücher, namentlich
das preußische Allgemeine Land-
recht und der code civil, vermengen
vielfach obligationsrechtliche und
sachenrechtliche Vorschri en mit
einander, indem sie die in jedem
subjektiven Rechte, auch in dem
dinglichen, obschon in diesem nur
mittelbar, vorhandene persönliche
Richtung zum Ausgange nehmen
und die Obligationen nur als Mittel
zur Erwerbung oder zur Verände-
rung dinglicher Rechte behandeln.
Eine solche Methode wird den
begri�ichen Gegensätzen nicht
gerecht; sie erschwert die Einsicht

in das Wesen der Rechtsverhältnisse
und gefährdet hierdurch die richtige
Anwendung des Gesetzes.

Die deutsche Rechtsordnung ist auf wenige ele-
mentare Prinzipien begrenzt, aus denen sich
das System erschließt. Der Richter muss, wie
Kant die Subsumtion als Methode der Urteils-
�ndung beschrieb, in der Lage sein, »das Be-
sondere als enthalten unter dem Allgemeinen zu
denken«, denn wenn »das Allgemeine (die Re-
gel, das Prinzip, das Gesetz) gegeben« ist, so sei
die Urteilskra , »welche das Besondere darun-
ter subsumiert, [. . . ] bestimmend.« Sie habe es
dann »nicht nötig, für sich selbst auf ein Gesetz
zu denken, um das Besondere in der Natur dem
Allgemeinen unterordnen zu können.«

Das Grundprinzip ergibt sich mittelbar aus
Art. Abs. GG,wonach jeder hat das Recht auf
die freie Entfaltung seiner Persönlichkeit hat,
soweit er nicht die Rechte anderer verletzt und
nicht gegen die verfassungsmäßige Ordnung
oder das Sittengesetz verstößt. Ohne Einwilli-
gung der betro�enen Person �ndet die Freiheit
ihre Grenzen an den absoluten Rechten ande-
rer. Diese absoluten Rechte waren in erster Li-
nie

• die dinglichen Rechte an beweglichen und
unbeweglichen Sachen;

• Immaterialgüterrechte;

Motive zum Entwurfe des BGB, Bd. , S. .
Kant, Kritik der Urteilskra , S.  (AA).
»Immaterialgüterrechte wurden [. . .] in einem rechtli-

chen Vakuum etabliert. Wurde der Schutz nicht ein-
geführt, blieb die entsprechende immaterielle Leistung
ohne Sonderschutz«, wie Jänich, Geistiges Eigentum,
S. , es zusammenfasst. Dabei hat das Immaterial-
gut aus rechtlicher Sicht die Aufgabe, die Grenzen der
Untersagungsbefugnis des Rechtsinhabers zu bestim-
men und trennt das erlaubte vom unerlaubten Han-
deln. Das Immaterialgut ist aber nur eine Konstruk-
tion, kein übertragbares Objekt. Was als das Imma-
terialgut anzusehen ist, wird ausschließlich durch das
Gesetz bestimmt; vgl. Hö�ner, Geschichte undWesen
des UrhR Bd. , Abschnitt ..





• konkrete Persönlichkeitsrechte wie das
Namensrecht, das Recht am eigenen
Bild, Rechte am eigenen Körper (Leben,
Gesundheit etc.), die nachfolgend nicht
weiter berücksichtigt werden.

Bei der Konzeption des BGB wurden die Rech-
te an den Sachen absolut, also gegenüber jeder-
mann geltend, gesetzt. Die auf dem Sacheigen-
tum beruhenden Rechte waren aber begrenzt
auf den konkreten körperlichen Gegenstand.
Die Rechte des Eigentümers fanden ihre Gren-
ze an den Rechten anderer, die ebenso abge-
grenzt waren. Dingliche Rechte verscha�en nur
»unmittelbare Macht der Person über die Sa-
che« und betre�en nur »Sachen im eigentlichen
Sinne«, körperliche Dinge. Aus dem Eigen-
tum an demGrundstück �ießen gewisse Unter-
lassungsansprüche, die jedoch nur das Grund-
stück (und den Lu raum darüber), nicht je-

Das Recht am eigenen Bild ist  nicht im Kunst-
urhebergesetz aufgenommen worden, weil man der
Meinung war, eine Person sei Urheber seiner selbst,
sondern weil es nach seinen Rechtswirkungen eher zu
den Immaterialgüterrechten, im Übrigen aber in das
BGB gehört (keine eindeutige Zuordnung möglich).

Das Allgemeine Persönlichkeitsrecht wurde nach In-
kra treten des GG entwickelt.

Motive zum Entwurfe des BGB, Bd. , S. . »Die bür-
gerlichrechtliche Besitz- und Eigentumsordnung dient
nur dem Schutz der Sachherrscha über einen körper-
lichen Gegenstand«; BGHZ , , . Soweit der
BGH in dieser Entscheidung o�en gelassen hat, »ob
beispielsweise das Photographieren des Originals gegen
den Willen der Museumsleitung als eine zur Abwehr
nach §§ ,  BGB berechtigende ,Einwirkung‘ auf
das Eigentum des Museums anzusehen« ist, ging es
wahrscheinlich um den Vorgang des Fotogra�erens
(sog. Realakt) und um die Frage, ob das Fotogra�e-
ren verboten werden darf (so wie sich die Frage stellt,
ob man einem Hubschrauberfahrer das Über�iegen
des Grundstücks untersagen kann und wenn ja, unter
welchen Bedingungen – nur sichtbar, Motorenlärm,
Staub aufgewirbelt, Äste von Bäumen abgerissen). Im
Hinblick auf die Verwertungsrechte von Aufnahmen
der Sachen ist die Entscheidung klar: Das Eigentum
betri� die Sachherrscha am körperlichen Eigentum
und nicht die Verbreitung von davon getrennten Bil-
dern.

doch das Abbild des Grundstücks, betre�en.
Wenn keine konkrete Sache betro�en ist, er-

geben sich Freiheitsbeschränkungen aus dem
Immaterialgüterrecht, das andas sog. Immateri-
algut besondere Anforderungen stellt. Etwas
anderes ist in der Konstruktion des deutschen
Zivilrechts nicht vorgesehen. Daher rührt die
inkonsistente Anwendung des Gesetzes durch
den . Senat, der seine Argumentation mit der
Panoramafreiheit, einer Ausnahme aus dem
UrhG, beginnt, absolute und dingliche Rech-
te gleichsetzt, Eigentümern dieMöglichkeit zu-
spricht, den Inhalt von dinglichen Rechten
nach ihremWillen zu bestimmenunddieHerr-
scha über die Sachsubtanz auszuweiten auf ein
Wettbewerbsverbot.

2.2.1 Reichweite

Zu Beginn ist die Frage stellen, wie weit das ex-
klusive Recht des Eigentümers reichen soll?

• Wieso wurde in dem Hühnerstall-Fall
nicht die Verletzung des Eigentums ge-
prü ? Muss es sich bei den abgebildeten
Objekten umKulturgüter oder andere ver-
wertbare Aufnahmen handeln?

• Ist eine Verletzung des Eigentums nur
durch Fotogra�en und Filme oder auch
bei Zeichnungen möglich? Darf die Büste
der Nofretete – je nach Entscheidung des
Neuen Museums – nur nicht fotogra�ert
werden oder dürfen auch keine Gipsab-
güsse angefertigt und vertrieben werden?
Wie verhält es sichmit Skulpturen, die sich

Allerdings wird dieses Prinzip immer mehr durch Re-
gelungenmit teils reinem Subventionscharakter (etwa
Datenbanken oder das Leistungsschutzrecht für die
Presse) aufgeweicht. Die Rechtsentwicklung bewegt
sich insoweit rückwärts, wobei liberal oder markt-
wirtscha lich begründete Einhegungen der Unter-
nehmensförderung wie die Begrenzung von Schutz-
zölle oder der Zahlung von Zuschüssen mittel Vari-
anten des geistigen Eigentums umgangen werden.
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nicht ohne Besuch des Museums anferti-
gen lassen, weil z. B. keine geeigneten Fo-
togra�en verfügbar sind?

• Muss erkennbar sein (und wenn ja, für
wen und wie), wem die Objekte gehören?
Würde eine beliebige Parkbank im Schloss-
park auch unter das Verwertungsrecht des
Eigentümers fallen oder nur dann, wenn
bei der Verbreitung darauf hingewiesen
wird, dass es sich um eine Parkbank im
Schlosspark Charlottenburg handelt?

• Müssen konkret abgegrenzte Objekte ab-
gebildet sein, also das Gemälde, die Park-
bank, oder genügt irgend ein Teil des
fremden Eigentums, ein Teil eines Spie-
gelsaals, ein Säulenkapitell des Schlosses
Sanssouci oder ein Teil eines KFZ?

In den Urteilen des . Senat heißt es, dass die
Sti ung das Fotogra�eren etwa des Schlosses
Charlottenburg von einem hinter dem Zaun
gelegenen Standort aus und die anschließen-
de Verbreitung der Aufnahmen nicht verbieten
kann. Werden die Bilder von außerhalb aufge-
nommen, sind die Aufnahmen und deren auch
gewerbliche Verbreitung zulässig. Das fotogra-
�erte Motiv als solches kann demnach die Un-
terscheidung nicht begründen.
Das besondere Recht des Eigentümers gilt

allgemein für Sachen, also – mit den Worten
des BGH – für Werke, denen von vornherein
kein urheberrechtlicher Schutz zukommt.

. Eigentum ist Eigentum. Es kommt nicht
darauf an, ob der abgebildete Gegenstand
besondere Eigenscha en aufweist. Ob es
sich um ein Gemälde, eine U-Bahn oder
eine Hose handelt, ist gleichgültig.

Dies war Gegenstand von BGHZ ,  – Apfel-
Madonna. Eine Statue aus dem . JH. wurde als Figur
kopiert und von der Kopie weitere Kopien angefertigt.

Ist Recht am eigenen Bild (§  KunstUrhG) nur noch
von Belang, wenn die Person unbekleidet (bzw. kei-

. Die Panoramafreiheit, die der BGH als
Begrenzung der Rechte des Eigentümers
auffasst, gilt nicht für bewegliche Sachen.
Damit grei die Analogie zu §  Ur-
hG nicht mehr, weil diese Ausnahme ein
bleibendes Objekt (im Gegensatz zu den
zu bewegenden) voraussetzt. Die Begrif-
fe unbeweglich und bleibend sind zwar
nicht vollständig deckungsgleich, aber
in den meisten Fällen liegt ein Gleich-
lauf vor. Damit ist praktisch jede Abbil-
dung fremden Eigentums, das Auto auf
der Straße, der Hund des Nachbarn, der
Teller im Restaurant oder der Sonnen-
schirm am Strand, eine potentielle Eigen-
tumsverletzung. Wenn das nicht der Fall
sein soll, muss man z. B. eine konklu-
dent erteilte Einwilligung bei Sachen an-
nehmen, die bei Personen oder urheber-
rechtlichen Werken nicht gelten würde.
DiemöglicheAlternative des BGH, die auf
einem variierenden Zuweisungsgehalt be-
ruht, ist kaum sinnvoller (sogleich).

. Wenn das abgebildete Objekt zugleich un-
ter das Urheberrecht fällt, gehen die Rech-
te desjenigen, der die Rechte aus dem Ur-
hG inne hat, denen des Sacheigentümers
vor. Nach dem BGH gilt das aber nur im
Verhältnis zum Inhaber der Verwertungs-
rechte und nur insoweit, als die Ausübung
der Rechte des Eigentümers bestehende
Urheberrechte verletzen würde. Das führt
zu eigenartigen Ergebnissen.

a) Wenn der Eigentümer die Verbrei-
tung von Bildern untersagt, behin-

ne Kleidung auf dem Bild zu sehen) ist, weil sie sonst
jedem die Verbreitung von Abbildern des gerade ge-
tragenen Eigentums untersagen kann?

Vgl. zum Begri� BGHZ , ; Urt. v. .. - I ZR
/: Wenn das Werk »sich dauerha und nicht nur
vorübergehend an ö�entlichen Orten be�ndet. Das ist
der Fall, wenn dasWerk aus Sicht der Allgemeinheit da-
zu bestimmt ist, für längere, meist unbestimmte Zeit an
ö�entlichen Orten zu bleiben.«
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dert er den Inhaber der Verwer-
tungsrechte nicht, es sei denn, dass
Recht wird unmittelbar gegen ihn
geltend gemacht. Wenn der Inha-
ber der Verwertungsrechte gegen ei-
ne Verbreitung nicht vorgehen will
(was nicht zwingend mit einer Er-
laubnis zu Verbreitung gleichzuset-
zen ist), kann der Eigentümer die
Verbreitung verbieten.

b) Das Urheberrecht erlaubt unter
gewissen Umständen ein Bildzitat.
Darf dann der Eigentümer des
Bildes das Zitat verbieten, weil er
nicht die Rechte des Inhabers der
Verwertungsrechte verletzt?

Ein noch nicht gemeinfreies Ge-
mälde kann als unwesentliches Bei-
werk neben dem eigentlichen Gegen-
stand der Abbildung ö�entlich zu-
gänglich gemacht werden, so dass
man seineKulturbe�issenheitmit ei-
nem Baselitz unscharf im Hinter-
grund auch im Internet dokumen-
tieren darf (Bild im Bild). Nach dem
BGH kann der Eigentümer (nicht
der Inhaber der urheberrechtlichen
Verwertungsrecht) die Verbreitung
der Fotogra�e mit dem Gemälde im
Hintergrund verbieten, möglicher-
weise bereits, weil seine Mauer ab-
gebildet ist. Eigentumsrechtlich ist
ein Baudenkmal genauso ein Be-
standteil des Grundeigentums wie
die Mauer des Gebäudes, so dass
man zur Abgrenzung auf neue, im
BGB nicht existente Merkmale ab-
stellen müsste (etwa »für den Be-
trachter als gesondertes Objekt er-
scheinende Bestandteile, die nicht
nur unwesentliches Beiwerk sind«).

Die Schranken des Urheberrechts
erweitern damit die Befugnisse des

Eigentümers.

Wenn man dem Beispiel der Panoramafreiheit
folgt,müssen dannnicht alle Schranken desUr-
heberrechts (Bildzitat, Beiwerk etc.) auch für
den Eigentümer entsprechend gelten? »Die ur-
heberrechtliche Freistellung soll nicht eigentums-
rechtlich unterlaufen werden können«, so der
BGH. Folgt daraus nicht, dass neben vielen
anderen Schranken auch die Gemeinfreiheit
als eine zeitliche Schranke für das Sacheigen-
tum gilt, letztlich damit die gesamte Sanssouci-
Rechtsprechung für alle Sachen hinfällig ist,
weil »Werke, denen von vornherein kein urhe-
berrechtlicher Schutz zukommt«, urheberrecht-
lich freigestellt sind?
Nochmals Kant: Der Richter muss in der La-

ge sein, »das Besondere als enthalten unter dem
Allgemeinen zu denken«, denn wenn »das All-
gemeine (die Regel, das Prinzip, das Gesetz) ge-
geben« ist, so ist die Urteilskra , »welche das
Besondere darunter subsumiert, [. . . ] bestim-
mend.« Bei einer ordentlichen Herangehens-
weise hätte der BGH erkannt, dass das Allge-
meine (die Regel, das Prinzip, das Gesetz) nicht
die Ausnahme Panoramafreiheit ist, sondern
einerseits das dingliche Recht (begrenzt auf die
Sachsubstanz) und andererseits das Immateri-
algüterrecht.

2.2.2 Früchte der Sache

Bei den Verwertungsrechten soll es sich um
Früchte der Sache handeln.
Früchte einer Sache sind nach §  BGB die

Erzeugnisse der Sache und die sonstige Aus-
beute, welche aus der Sache ihrer Bestimmung
gemäß gewonnen wird. Die Erzeugnisse eines
Grundstücks sind regelmäßig dazu bestimmt,
»vom Boden getrennt und nach der Trennung
als selbständige Sachen verwerthet zu werden.
Solange sie mit dem Boden zusammenhängen,
sind sie ¿eile desselben und ohne besondere d.
h. von dem Boden unabhängige Existenz«, wie
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es in den Motiven zum BGB heißt. Aus §
 S.  BGB ergibt sich nichts Anderes. Er-
zeugnisse einer Sache sind Gegenstände, die
zuvor körperlich mit der Sache verbunden wa-
ren, weil sonst keine Trennung von der Sache
möglich wäre. Vor der Trennung sind sie zwar
vorhanden, eigentumsrechtlich aber nicht exis-
tent. Damit sind nun nicht nur die Äpfel ge-
meint, die durch das P�ücken, also der Tren-
nung, rechtlich erstmals als gesonderte, eigen-
tumsfähige Sachen in Erscheinung treten, son-
dern auch Bodenschätze, der vomSturm gefäll-
te Baum oder der beim Abriss eines Gebäudes
anfallende Bauschutt. Darunter fallen Aufnah-
men von den Sachen sicherlich nicht.
Der BGH bezieht sich konkret auf §  Abs.

 BGB, nach dem Früchte auch die Erträge
sind, welche eine Sache vermöge eines Rechts-
verhältnisses gewährt. Der Begri� des Ertrags
ist gesetzlich nicht eindeutig bestimmt. Je-
doch muss dieser Ertrag vermöge eines Rechts-
verhältnisses gewährt werden (z.B. Mietzah-
lung). Das einzige Rechtsverhältnis, dass et-
wa in dem Hühnerstall-Fall zwischen dem Ei-
gentümer und dem Fernsehsender oder bei
der Vermarktung fremder Fotogra�en (V ZR
/) in Betracht käme, wäre der Verstoß ge-
gen ein Immaterialgüterrecht. Damit sind die
Fotogra�en aber kein Ertrag aus einem Rechts-
verhältnis, denn dieses tritt ja erst in Erschei-
nung, wenn es verletzt wurde.
Sie sind auch kein Ertrag aus dem Rechts-

verhältnis mit dem Fotografen, selbst wennmit
ihm ein Besichtigungs- oder Benutzungsver-
trag geschlossen wurde (dessen Ertrag wäre z.
B. das Eintrittsgeld). Dem Fotografen wurde
in dem Vertrag das Fotogra�eren untersagt, so
dass die Aufnahmen kein Ertrag des Vertrags

Bd.  S. .
§  BGB spricht vom »Ertrag seiner Arbeit«, womit

wohl die Gegenleistung gemeint ist, ähnlich §§  Nr.
 BGB,  Abs. BGB, Art.  EGBGB oder etwa § 
BewG, während bei andere Vorschri en wie §§ 
Abs. ,  Abs. ,  Abs. , §  Abs.  BGB.

sind, sondern die Folge eines Vertragsverstoßes
(man kann auch auf »ihrer Bestimmung gemäß
gewonnen« als Grundlage des Ertragsbegri�s
abstellen, um außergewöhnliche Vorgänge aus-
zuschließen).

2.2.3 Betreten des Grundstücks

Nach den ersten Sanssouci-Entscheidungen
muss es sich bei dem Betreten um eine Art Tat-
bestandsmerkmal handeln, da das Betreten des
Grundstücks Voraussetzung dafür ist, dass der
Eigentümer ausschließliche Verwertungsrech-
te hat. Es erscheint damit als eine Art Ausnah-
me, denn andernfalls würde die Verbreitung je-
den Bildes, auf dem fremdes Eigentum abge-
bildet ist, ein Verstoß gegen das exklusive Ver-
wertungsrecht darstellen.  wurde dies kon-
kretisiert. Das exklusiveVerwertungsrecht solle
nur dann dem Eigentümer zustehen, wenn die
Bilder unter »Verletzung der dem Eigentümer
zustehenden Befugnis entstanden sind, andere
vom Zugang zur Sache oder von deren Anblick
auszuschließen«. Nun wurden die Aufnahmen
vom Schloss Sanssouci aber gerade nicht un-
ter diesen Umständen aufgenommen (anders
hingegen die Aufnahmen in den Hühnerstäl-
len), sondern es wurde gegen eine vertragli-
che Nutzungsbedingung verstoßen. Demnach
kann das Betreten an sich kein Tatbestands-
merkmal sein (zum Verstoß gegen die Bedin-
gungen sogleich).
Das Urteil des OLG Stuttgart zeigt, wie sper-

rig sich dieser Umstand verhält, wenn das Ei-
gentum an der (urheberrechtlich gemeinfreien)
beweglichen Sache schon dann als verletzt gilt,
wenn die Sache fotogra�ert wird. Man muss
nur an eine (gemeinfreie) Leihgabe in einem
Museumdenken.Wer bestimmt in solchen Fäl-
len, ob Bilder der Leihgabe verbreitet werden
dürfen, der Eigentümer der Leihgabe oder das
Museum?
Außerdem ist das Verhältnis zum Hausrecht

und zur verbotenen Eigenmacht dunkel. Das
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Hausrecht ist auch ein Recht des Besitzers, das
nicht zwingend aus dem Eigentum abgeleitet
wird. Das Verhältnis des Besitzers zum Eigen-
tümer trennt den berechtigten vom unberech-
tigten Besitzer; das Hausrecht steht aber auch
dem unberechtigten Besitzer zu. Wie verhält
es sich mit einem berechtigten Besitzer wie ei-
nem Mieter oder Pächter? Dass der Vermieter
dem Mieter es verbieten darf, dass der Mieter
Bilder aus seiner Wohnung ö�entlich zugäng-
lich macht, dür e kaum ein akzeptables Ergeb-
nis sein. Nachdem es sich laut BGH nicht um
ein »neben das Eigentum tretendes eigenständi-
ges Recht« handeln soll, kann es wohl nicht dem
Mieter oder Pächter für die Miet- oder Pacht-
zeit übertragen werden (anders das Fruchtzie-
hungsrecht im Pachtvertrag).

2.2.4 Zuweisungsgehalt

Das Problem, dass das Betreten des Grund-
stücks in dem Sanssouci-Fall erlaubt war, hat
der BGH  über den Zuweisungsgehalt zu
lösen gesucht. Der Zuweisungsgehalt werde be-
einträchtigt, wenn die Grenzen einer erteilten
Einwilligung überschritten werden.
Das widerspricht dem Konzept der Sachen-

rechte im BGB. Ob etwas zum Zuweisungsge-
halt des Eigentums gehört, steht nicht nicht zur
Disposition der Parteien. Das Gesetz hat, so
die Motive zum Sachenrecht (S. ), »die ¿at-

Hiermuss manmit Einwilligungen oder Ermächtigun-
gen arbeiten. Wie auch immer die vertragliche Kon-
struktion aussehenmag, wenn es umBilder aus einem
Mietobjekt geht: Wem steht bei einem Verstoß der
Unterlassungsanspruch zu? Angenommen der Päch-
ter erklärt sich mit dem Fotogra�eren durch einen
Journalisten nicht einverstanden oder versucht ein
Fernsehteam am Filmen zu hindern, muss dann der
Eigentümer auf Unterlassung klagen?
Wer entscheidet darüber, ob Bilder, die in einer

Mietwohnung von Kleidungsstücken eines Gast auf-
genommen wurden, im Internet verbreitet werden
dürfen und wie verhält es sich bei einer Faschingsver-
anstaltung mit gemieteter Verkleidung und Dekorati-
on?

sachen, an welche die Erwerbung zu knüpfen
ist, nicht minder als den Inhalt der einzelnen
Rechte und deren Wesen und Zwecke zu bestim-
men. Den Betheiligten kann es daher nicht frei-
stehen, jedem beliebigen Rechte, welches sich auf
eine Sache bezieht, den Karakter des dinglichen
zu verleihen.« Entweder gehört das exklusive
Verwertungsrecht zum Zuweisungsgehalt oder
nicht. Es gehört aber nicht nur danndazu,wenn
die Grenzen einer Einwilligung überschritten
wurden.

Die rechtliche Natur einer Einwilligung mit
den vom BGH angenommenen Wirkungen
lässt sich mit dem Abstraktionsprinzip kaum
in Einklang bringen:Wenn jemand das Grund-
stück ohne Erlaubnis betritt oder entgegen
der bedingt erteilten Erlaubnis Abbilder an-
fertigt, hat der Eigentümer ein exklusives Ver-
wertungsrecht, sonst nicht. Demnach scheint
das Entstehen des absoluten Rechts (im Ge-
gensatz zum bloß dinglichen) auch von dem
Verhalten der Fotografen abzuhängen. ImHin-
blick auf andere dingliche Rechte würde das in
etwa bedeuten: Das Gartenhaus ist nur dann
als Eigentum (oder Bestandteil des Eigentums)
anzusehen, wenn jemand das Grundstück be-
tritt. Es ist zwar richtig, dass das in einem
Rechtsverhältnis maßgebliche subjektive Recht
sich als rechtlicher Anspruch erst manifes-

Im zu entscheidenden Fall würde es sich umein absolu-
tes Recht handeln, das seinenUrsprung im dinglichen
Recht haben soll.

Ferner bestimmt §  BGB:Die Befugnis zurVerfügung
über ein veräußerliches Recht kann nicht durch Rechts-
geschä ausgeschlossen oder beschränkt werden. Dies
ist zum einen Ausdruck, dass rechtsgeschä liche Ver-
einbarungen den Inhalt und dasWesen eines Sachen-
rechts nicht ändern können, zum anderen aber – im
Hinblick auf die Verwertungsrechte des Fotografen –
auch Ausdruck des Umstandes, dass die Wirksamkeit
der Verfügungen des Fotografen (über seine Verwer-
tungsrechte an seinen Lichtbildern) nicht von etwai-
gen Vereinbarungen oder Einwilligungen des Eigen-
tümers des Motivs der Bilder abhängig sind. Die Par-
teien können nicht mittels Vertrag Sachen zu res extra
commercium erklären.
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tiert, wenn es verletzt, bezweifelt oder bestrit-
ten wird. Rechtstechnisch sind jedoch dingli-
che Rechte im verletzten und unverletzten Zu-
stand gleich, so dass es nicht auf die Über-
schreitung einer Obligation oder die Willkür
des Eigentümers ankommen kann.

2.2.5 Absatzerschwerung

Nach dem Urteil aus dem Jahr  soll ei-
ne rechtswidrige Eigentumsverletzung zudem
nur in Betracht kommen,wenn »die Fotogra�en
unter Verletzung der dem Eigentümer zustehen-
den Befugnis entstanden sind, andere vom Zu-
gang zur Sache oder von deren Anblick auszu-
schließen und ihnen damit die Möglichkeit der
Ablichtung undderenVerwertung abzuschnei-
den oder zumindest zu erschweren.« Die wä-
re – neben dem Zugang oder Anblick gegen
den Willen – ein neues, ungeschriebenes Tat-
bestandsmerkmal, das ebenfalls keine Stütze im
Gesetz �ndet. Worauf der BGH – außer einem
Wettbewerbsverbot – abzielt, ist unklar. In kei-
nem der oben geschilderten Fälle wurde dem
Eigentümer die Möglichkeit genommen (abge-
schnitten), Fotogra�en oder Filme von seinem
Eigentum anzufertigen und diese für Einnah-
men zunutzen oder esDritten gegenEntgelt für
Aufnahmen zur Verfügung zu stellen. Es kann
demnach nur darum gehen, dass der Eigentü-
mer keine Wettbewerber wünscht, die die glei-
che oder eine ähnliche Leistung anbieten.
Mit diesemAnsatz gerät man in vergleichba-

re Schwierigkeiten wie bei dem Zuweisungsge-
halt, wenn dieser je nach Einwilligung variieren
soll. Der Inhalt eines dinglichen Rechts würde
vomWillen oder den sonstigen Geschä en (et-
wa Verkauf von Ansichtskarten oder der Lizen-
zierung von Bildrechten) des Eigentümers ei-
ner Sache abhängen.
Ein sinnvolles Abgrenzungskriterium ist dies

schließlich auch nicht.

• Darf beispielsweise ein Zoo die Teil-
nehmer eines Kindergeburtstags auf den

hauseigenen Fotografen verweisen, wenn
die Eltern Bilder von dem Zoobesuch
an andere Eltern verteilen wollen? Die
Eltern erschweren den Absatz des Zoos
an Bildern, die der Zoofotograf herstellt.
Oder soll in diesem Fall die Ausnahme
des Urheberrechts für die Privatkopie gel-
ten? Und müssten dann nach der Ra-
tio der Schrankenregelungen im Urheber-
recht die Zooeigentümer an den Einnah-
men der entsprechenden Verwertungsge-
sellscha (z. B. GVL) beteiligt werden (§§
 Abs. ,  Abs.  UrhG)?

• Zahllose Objekte – Kleidung, Uniformen,
Kra fahrzeuge, P�anzen, Möbel – prak-
tisch alles kann und wird z. B. Film-
oder ¿eaterkulisse vermietet. Soll diesen
Eigentümern das exklusive Verwertungs-
recht zugesprochen werden oder soll das
Sonderrecht nur dann entstehen, wenn
es um die Möglichkeit des Wettbewerbs
geht?

2.2.6 UWG

Wenn die anderen Voraussetzungen vorliegen
würden, käme ein Anspruch aus §§  Abs. , 
Nr.  c) UWG (Nachahmung) oder Nr.  (Be-
hinderung) etwa bei Reproduktionsfotogra�en
in Betracht, dem allerdings – ähnlich wie bei ei-
nem abgelaufenen Patent – bei Werken im Sin-
ne des Urheberrechts die Gemeinfreiheit als lex
specialis entgegen stehen müsste. Bei anderen
Sachen – beispielsweise industriell hergestell-
ten Produkten – dür e in der Regel das Tatbe-
standsmerkmal »die Nachahmung erforderli-
chen Kenntnisse oder Unterlagen« imHinblick
auf die konkrete Aufnahme und deren Motiv
nicht erfüllt sein. Zudem beruht der Anspruch
aus UWG nicht auf einem absoluten Recht, so
dass der Unterlassungsanspruch nicht gegen je-
den dritten Erwerber und der Beseitigungsan-
spruch nicht auf bereits im Verkehr be�ndli-
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chen Nachahmungen erstreckt wird. Dies wird
hier nicht weiter erörtert.

2.2.7 Abschließend

Die vorstehenden Aspekte mögen zwar spitz-
�ndig sein, aber sie zeigen, dass der BGH mit
der Sanssouci-Entscheidung die grundlegende
Konzeption des deutschen Zivilrechts missach-
tet. Man kann solche Entscheidungen aufrecht
erhalten, nur wäre das dann common law (wel-
ches in dieser Hinsicht – Scha�ung absoluter
Rechte – markant restriktiver ist als der BGH).
Es werden absolute Rechte aus Umständen kre-
iert und Konsequenzen aus Voraussetzungen
gezogen, die keine Grundlage imGesetz haben.
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